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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

Europa steht im Jahr 2019 vor einer entscheidenden Wahl – der Wahl eines neuen Parlaments. 
In Deutschland wird am 26. Mai gewählt. Auch die Europäische Kommission wird in diesem 
Rahmen neu besetzt. Das Kräfteverhältnis der EU-Institutionen soll künftig umverteilt und 
somit die Rolle des Europäischen Parlaments gestärkt werden. 

Mit der Unterzeichnung der Römischen Verträge vor 62 Jahren wurde das Fundament für  
unsere heutige Staatengemeinschaft gelegt. Seitdem ist die europäische Integration stetig 
vorangeschritten, hin zu einer Zollunion, einem Binnenmarkt sowie für einige Mitgliedstaaten zu 
einer Wirtschafts- und Währungsunion, die seit nunmehr 20 Jahren eine gemeinsame Währung 
eint. Diese tiefe Integration brachte Europa Frieden und Stabilität sowie Wachstum für die 
Wirtschaft und Wohlstand für die Bürgerinnen und Bürger. Der Binnenmarkt zählt dabei zu 
den größten Errungenschaften. Er verschafft seinen Bürgerinnen/Bürgern und Unternehmen 
spürbare Vorteile. Er ist der Motor für eine starke europäische Wirtschaft und macht die EU zur 
zweitgrößten Wirtschaftsregion weltweit. Durch ihn ist ein freier Verkehr von Personen, Waren, 
Dienstleistungen und Kapital möglich. Wo stünden die Bürger wie auch die Wirtschaft Europas 
heute ohne die vier Grundfreiheiten des Europäischen Binnenmarkts? Eine Rückkehr zu Zöllen, 
geschlossenen Grenzen mit Kontrollen sowie eine Abkehr von freier, grenzüberschreitender 
Dienstleistungserbringung wäre nicht nur für die Wirtschaft undenkbar. 

2019 könnte für die Europäische Union ein Schicksalsjahr werden. In jüngster Zeit ist die EU 
von innen wie außen unter Druck geraten – vorwiegend durch den Brexit, die Flüchtlingskrise, 
aufkommenden Populismus und Haushaltsschwierigkeiten mancher Mitgliedstaaten. Aufgrund 
dieser großen Herausforderungen, denen sich die Europäische Union gegenübergestellt sieht, 
wird die anstehende Wahl richtungsweisend sein. Fest steht: Nur gemeinsam können die Pro-
bleme und Herausforderungen der heutigen Zeit angegangen werden. Der Wirtschaft kommt 
dabei eine Schlüsselrolle zu. 

In den vorliegenden 10 Positionspapieren fassen wir die wichtigsten wirtschaftspolitischen 
Handlungsfelder auf europäischer Ebene zusammen und bieten Parteien und Mandatsträgern 
konkrete Lösungsvorschläge an, um die europäischen wirtschaftspolitischen Herausforderungen 
gemeinsam anzugehen. 

Mit unseren Positionen und Initiativen im Vorfeld der Europawahl machen wir uns nicht nur für 
wirtschaftsfreundlichere Rahmenbedingungen stark, sondern setzen uns insbesondere auch für 
eine mittelstandsfreundliche Politik in Brüssel ein. Europa benötigt vor allem das Engagement 
und Bekenntnis unserer rund 390.000 Mitgliedsunternehmen aus München und Oberbayern 
für eine starke Europäische Union, die die Herausforderungen der Zukunft bewältigen kann. 
Deshalb sagen wir bei der anstehenden Europawahl klar und deutlich: #wirtschaftwählt.

Wir wünschen Ihnen eine anregende Lektüre und stehen Ihnen wie immer gerne für den Aus-
tausch und die Zusammenarbeit zur Verfügung. 

Dr. Eberhard Sasse 			                 Dr. Manfred Gößl
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IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick

Bayern profitiert stark vom internationalen Waren- und Dienstleistungsaustausch. Die Einbin-
dung in den Europäischen Binnenmarkt ist die Grundlage für die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen. Eine starke und funktionierende Europäische Union (EU) ist daher 
im eigenen Interesse der bayerischen Wirtschaft. Nicht zuletzt aufgrund aktueller politischer 
Herausforderungen, wie zum Beispiel des Brexit, stieß die EU-Kommission mit dem Weißbuch 
über die Zukunft Europas 2017 einen breiten Diskurs in den künftig 27 EU-Mitgliedstaaten an. 
Darin werden Vorschläge zur zukünftigen Ausrichtung der EU in verschiedenen Politikfeldern zur 
Diskussion gestellt. Für die bayerische Wirtschaft gibt es unter den vorgeschlagenen Szenarien 
keine optimale Lösungsformel. 

In wirtschaftspolitischer Hinsicht sollte die EU in folgenden Punkten zukunftsfähig gemacht 
werden:
	 Europäische Union als Erfolgsmodell verstehen
	 Potenzial des EU-Binnenmarkts für den Mittelstand heben
	 Entbürokratisierung und bessere Rechtsetzung beherzigen
	 Ausgleich zwischen Verbraucher- und Wirtschaftsinteressen finden
	 EU-Finanzrahmen und Förderpolitik überdenken 

Die EU als Erfolgsmodell verstehen

Europa steht in derzeit weltwirtschaftlich unruhigen Zeiten vor großen Herausforderungen. 
Die Krisen der Gegenwart sind zu groß, als dass sie von jedem Mitgliedstaat allein zu lösen 
wären. Europa hat in der Vergangenheit vielfach bewiesen, dass es Krisen lösen und positive 
Impulse setzen kann. Denn die Geschichte der EU ist eine Erfolgsgeschichte: Insbesondere 
die Wirtschafts- und Währungsunion sowie der einheitliche Binnenmarkt sind ihre größten 
Errungenschaften. Von den vier Grundfreiheiten – freier Warenverkehr, Personenfreizügigkeit, 
Dienstleistungsfreiheit, freier Kapital- und Zahlungsverkehr – haben bislang alle Mitgliedstaaten 
entscheidend profitiert, nicht nur die Unternehmen, sondern vor allem die Bürger. Die Zukunft 
des Kontinents kann daher nur in einer modernisierten EU liegen. Es lohnt sich, dafür einzutre-
ten, die EU so auszugestalten, dass sie wieder zu einem Impulsgeber nach innen und außen wird. 
Dafür muss die EU ihren Bürgern und Unternehmen ihre Handlungsfähigkeit aufzeigen. Europa 
sollte wieder groß im Großen sein und sich nicht im Detail verlieren. Verantwortlichkeiten der 
EU sind dort erforderlich, wo nationale Lösungen nicht ausreichen. Die Mitgliedsländer haben 
aber auch ihre Verantwortung – und zwar dort, wo unverantwortliches nationales Handeln die 
Gemeinschaft gefährdet.

Unternehmen benötigen gerade in unsicheren Zeiten ein Klima der Zuversicht. Denn nur mit 
einem positiven Blick in die Zukunft investieren sie ihr Geld und schaffen so Werte und Arbeits-
plätze. Beim Aufbau europäischer Wertschöpfungsketten müssen sie sich auch weiterhin am 
Versprechen eines einheitlichen Binnenmarkts mit offenen Grenzen im Schengen-Raum sowie 
einer größtenteils gemeinsamen Währung ohne Wechselkursrisiken orientieren können. Ein 
Zurück zu nationalen Grenzen oder Alleingängen von Mitgliedstaaten darf es nicht geben.

Die Europäische Union ist eine einzigartige 
wirtschaftliche und politische Partnerschaft,  
die es unbedingt zu bewahren gilt. Der gemein-
same Binnenmarkt, die Zollunion, Schengen,  
die Wirtschafts- und Währungsunion – das sind 
nur Beispiele aus einer Vielzahl an für die  
bayerische Wirtschaft wichtigen Errungen-
schaften. Die EU darf auch in Zeiten wach-
senden Nationalismus nicht infrage gestellt 
werden. Allerdings muss sie sich auf ihre 
Kernziele und -aufgaben besinnen und das 
Subsidiaritätsprinzip wieder stärker leben.

Christoph Leicher,  
Geschäftsführer der Leicher Engineering GmbH, 
Kirchheim b. München, Mitglied im IHK-Außen-
wirtschaftsausschuss

Stimme  
der Wirtschaft 

Forderungen

	 Die EU als Erfolgsmodell und den Binnenmarkt  
	 als größte Errungenschaft der EU verstehen

	 Unternehmen ein Klima der Zuversicht geben



Potenzial des EU-Binnenmarkts für den Mittelstand heben
Der Binnenmarkt als zentrale Säule der europäischen Integration hat zu Wirtschafts- und Be-
schäftigungswachstum sowie zahlreichen Vorteilen für Unternehmen und Bürger in Bayern und 
in der EU beigetragen. Jedoch verhindern bestehende Handelsbarrieren und für Unternehmen 
negative Rahmenbedingungen, dass das volle Potenzial des Binnenmarkts ausgeschöpft werden 
kann. Aus Sicht der bayerischen Wirtschaft ist daher besonders wichtig, dass geeignete Instru-
mente zur Beseitigung von Binnenmarkthemmnissen wie Binnenmarktbeschwerden, EU-Pilot- 
oder Vertragsverletzungsverfahren intensiv genutzt werden.

Europäischen Mehrwert betonen, flexiblere Formen der Zusammenarbeit zulassen
Die EU sollte sich auf Maßnahmen mit klarem europäischem Mehrwert konzentrieren, um eine 
Überregulierung zu vermeiden. Die Mitgliedstaaten müssen sich zu einer einheitlichen Ausle-
gung, Anwendung und Umsetzung der auf EU-Ebene beschlossenen Maßnahmen bekennen. Das 
Grundprinzip der Subsidiarität muss wieder stärkere Beachtung finden, wenn es um die Frage 
geht, ob die EU im Rahmen ihrer Kompetenzen zu einem politischen Thema Regelungen treffen 
soll. Eine engere Zusammenarbeit mehrerer, aber nicht aller Mitgliedstaaten wird in einigen 
Bereichen schon gelebt, z. B. bei Schengen und der Wirtschafts- und Währungsunion.

Wirksame Mittelstandspolitik betreiben
Mit dem „Small Business Act“ (SBA) hatte sich die EU-Kommission eindeutig für eine wirksame 
Mittelstandspolitik und für die besondere Förderung von kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) eingesetzt. Ein „SBA 2.0“ gehört nicht mehr zum Arbeitsprogramm der Kommission. Das 
muss sich ändern: Mittelstandspolitik muss wieder als selbstverpflichtendes Prinzip verstanden 
und „Think small first“ als Leitlinie aktiv in der Politik verankert werden. Den KMU ist zudem mehr 
Gewicht im EU-Haushalt beizumessen, sie benötigen einen einfacheren Zugang zu Finanzie-
rungs- und Förderungsmöglichkeiten.

Entbürokratisierung und bessere Rechtsetzung beherzigen
Die Entbürokratisierung und bessere Rechtsetzung müssen für das Handeln der EU oberste Leit-
linien sein. So muss das regulatorische Umfeld vereinfacht und in der Praxis leicht anwendbar 
werden. Einseitige Belastungen für die Unternehmen sollten vermieden werden. Rechtsetzungs-
akte müssen konkrete Lösungen für Probleme bereitstellen und für den Nutzer in verständlicher 
Sprache einfach nachvollziehbar sein. Nur das Nötigste sollte überhaupt geregelt, Folgenab-
schätzungen sollten verbessert und Konsultationen nutzerfreundlicher gestaltet werden.

Ausgleich zwischen Verbraucher- und Wirtschafts- 
interessen finden
Die bayerische Wirtschaft bekennt sich zu einem funktionierenden Verbraucherschutz, wobei 
jedoch in Zukunft verstärkt eine ausgewogene Balance zwischen den Interessen der Verbraucher 
und der Unternehmen tatsächlich sichergestellt werden muss. Dies gilt insbesondere für den 
wachsenden grenzüberschreitenden Online-Handel. Der mündige Verbraucher muss Leitbild im 
Verbraucherrecht bleiben. 

EU-Finanzrahmen und Förderpolitik überdenken
Beim EU-Finanzrahmen nach 2020 müssen die EU-Ausgaben verstärkt auf einen europäischen 
Mehrwert ausgerichtet und mit der wirtschaftspolitischen Koordinierung auf EU-Ebene ver-
knüpft werden. Der EU-Haushalt muss ausgabenseitig einen besonderen Fokus auf die Ankur-
belung von Wachstum und Investitionen sowie die Schaffung von Arbeitsplätzen legen. Zudem 
sollten im Sinne einer besseren Planbarkeit längerfristige Budgets eingeführt werden. Bei der 
Kohäsionspolitik müssen die Themen Wettbewerbsfähigkeit, Innovation und KMU im Vorder-
grund stehen. Bei den Strukturfonds kommt es auf eine Vereinfachung und Entbürokratisierung 
der Teilnahmebedingungen an, damit KMU sich beteiligen können. Bei den EU-Förderinstru-
menten für KMU sind Parallelstrukturen, z. B. zum Enterprise Europe Network (EEN), unbedingt 
zu vermeiden. Dabei muss auch das Konzept des Einheitlichen Ansprechpartners überdacht und 
neu auf das Herkunftsland des Unternehmens ausgerichtet werden. Denn auch die bestehenden 
nationalen und regionalen Fördereinrichtungen sollten einbezogen werden.

EUROPÄISCHE UNION ZUKUNFTSFEST MACHEN

Forderungen

	 Auf Maßnahmen mit klarem europäischem Mehr- 
	 wert konzentrieren, Überregulierung vermeiden

	 EU-Recht einheitlich auslegen, anwenden  
	 und besser umsetzen

	 Grundprinzip der Subsidiarität stärker beachten

	 Engere Zusammenarbeit mehrerer Mitglied- 
	 staaten ermöglichen

	 Binnenmarkt als zentrale Säule der EU in den  
	 Vordergrund stellen

	 Geeignete Instrumente zur Beseitigung von  
	 Binnenmarkthemmnissen intensiver nutzbar 		
	 machen

	  „Small Business Act 2.0“ zur Förderung von KMU 	
	 als mittelstandspolitische Selbstverpflichtung 	
	 einführen

	 „Think small first“ als Leitlinie in der Politik  
	 verankern

Forderungen

	 Grundsätze der Entbürokratisierung und der  
	 besseren Rechtsetzung als oberste Leitlinien  
	 behandeln

	 Nur das Nötigste durch Rechtsetzung regeln

Forderungen

	 Ausgewogene Balance zwischen Verbraucher-  
	 und Wirtschaftsinteressen sicherstellen

	 Mündiger Verbraucher muss Leitbild im  
	 Verbraucherrecht bleiben

Forderungen

	 Beim EU-Haushalt Fokus auf Ankurbelung  
	 von Wachstum und Investitionen legen

	 Strukturfonds für kleinere Firmen attraktiver  
	 machen

	 Bei EU-Förderinstrumenten Parallel- 
	 strukturen zum Enterprise Europe Network  
	 vermeiden

	 Konzept des Einheitlichen Ansprechpartners  
	 überdenken

Verwandte Themen

	 Handelspolitik mit Weitsicht betreiben

	 EU-Binnenmarkt vollenden

	 Brexit – Planungssicherheit schaffen

Ansprechpartner:
Alexander Lau	  089 5116-0      lau@muenchen.ihk.de
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Weitere Informationen finden  
Sie im Internet unter

 ihk-muenchen.de/europawahl

mailto:lau%40muenchen.ihk.de?subject=
http://ideenmuehle.com
http://www.ihk-muenchen.de/europawahl/
mailto:lau%40muenchen.ihk.de?subject=


IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick	
Die Anzahl von Handelsbarrieren nimmt in derzeit weltwirtschaftlich unruhigen Zeiten rapide 
zu. Sie verkomplizieren Exportgeschäfte, machen diese risikoreicher und erschweren die 
internationale Arbeitsteilung. Von offenen Märkten profitieren alle Länder. Protektionismus und 
Renationalisierung gefährden hingegen die wirtschaftliche Prosperität aller. Dies stellt für ex-
portorientierte Wirtschaftsregionen wie Bayern eine gefährliche Entwicklung dar. Um möglichst 
gleiche und transparente Rahmenbedingungen für alle Länder zu schaffen, muss die multila-
terale Handels- und Investitionspolitik über die WTO erneut gestärkt werden. Die Europäische 
Union hat eine wichtige Aufgabe zur Stärkung und Ausgestaltung einer freien, nachhaltigen 
und fairen Handelspolitik weltweit.  

Folgende Ziele sollten in den Mittelpunkt rücken:

 	Wirtschaftspolitisches Gewicht der EU in der Welt stärken 
 	Freien Handel fair und nachhaltig gestalten – auf multi-, pluri- und bilateraler Ebene
 	Praxisnahes Zoll-, Ursprungs- und Außenwirtschaftsrecht sicherstellen

Wirtschaftspolitisches Gewicht der EU stärken
Die bayerische Wirtschaft ist international stark verflochten. Exportüberschüsse, z. B. mit  
den USA (2017 betrugen sie 9,9 Mrd. Euro), Großbritannien (7,8 Mrd. Euro) und Frankreich  
(5,5 Mrd. Euro), spiegeln die Wettbewerbsfähigkeit und Präsenz der bayerischen Unternehmen 
auf wichtigen internationalen Absatzmärkten wider. Die Handelsstatistik zeigt jedoch, dass die 
bayerische Wirtschaft ebenso auf internationale Lieferketten setzt. So werden beispielsweise aus 
Tschechien mehr Waren importiert als dorthin geliefert. Die internationale Arbeits- 
teilung der bayerischen Unternehmen erhöht die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Spitzenprodukte 
auf den Weltmärkten. Gleichzeitig reduziert die weltweite Präsenz der bayerischen Wirtschaft 
die Abhängigkeit von einzelnen Ländern. Studien der EU-Kommission und des ifo Instituts zei-
gen, dass Handelshemmnisse weltweit jedoch zunehmen und einen Wohlstandsverlust für alle 
Beteiligten bedeuten. Ein möglichst freier, fairer und mit Blick auf die Partnerländer nachhalti-
ger Handel liegt im Interesse der bayerischen Wirtschaft. 

Die europäische Politik muss: 
	 sich klar zu freiem, fairem und nachhaltigem Welthandel bekennen und dessen Vorzüge  

		 entsprechend in der Öffentlichkeit kommunizieren;
 	 eine offensive Handelspolitik mit dem Ziel verfolgen, Handels- und Investitionshindernisse  

		 weltweit abzubauen, Protektionismus entgegenzuwirken und europäische Werte zu stärken;
 	 verlässliche globale Handelsregeln und deren Weiterentwicklung über die WTO einfordern;
 	 auf den Abschluss moderner Freihandels- und Investitionsschutzverträge der EU hinwirken; 

		 dabei müssen legitime Kritikpunkte aus der öffentlichen Diskussion aufgegriffen und es muss 
		 diesen in transparenten und ausgewogenen Regelungen Rechnung getragen werden, um die  
		 breite Akzeptanz der Abkommen in Wirtschaft und Gesellschaft sicherzustellen.

Handelspolitik
mit Weitsicht betreiben

Forderungen

	 EU zum globalen wirtschaftlichen Schwer- 
	 gewicht machen

	 Klares Bekenntnis zu freiem, fairem und  
	 nachhaltigem Handel abgeben

	 Offensive Handelspolitik zum Abbau von 
	 Handels- und Investitionshindernissen  
	 verfolgen

Gerade in Zeiten vielfältiger globaler Heraus- 
forderungen und protektionistischer Tenden- 
zen ist freier Handel ohne Barrieren für die 
oberbayerische Wirtschaft unerlässlich. 
Bayern ist im internationalen Handel stark 
aufgestellt – 53,2 % der hier produzierten 
Güter gingen 2017 in den Export. Freier Handel 
muss daher auch künftig möglich bleiben! 
Stephanie Spinner-König,  
Geschäftsführerin der Spinner GmbH, München,
Vizepräsidentin der IHK für München und 
Oberbayern

Stimme  
der Wirtschaft 

Handelsbarrieren für Unternehmen

Quelle: IHK-Umfrage „Going International 2018“

2018

Verstärkte Sicherheits- 
anforderungen

Lokale Zertifizierungs- 
anforderungen

Sonstiges

Höhere Zölle

Zwang zu Local Content  
(Produktion vor Ort)

Erschwerter Zugang zu 
öffentlichen Aufträgen

Einschränkungen der 
Dienstleistungsfreiheit im 

EU-Binnenmarkt

Vorgaben zum  
Technologietransfer

2017

60 %40 %20 %0 %



Freien Handel fair und nachhaltig gestalten
Aktive Handelspolitik der EU ist für Bayern unverzichtbar 
Die Außenwirtschaftsstatistik 2017 illustriert die Bedeutung der Exporte für die bayerische Wirt-
schaft. Die Exporte in Höhe von 192,1 Milliarden Euro entsprechen einem Plus von 5,4 %  
gegenüber 2016. Auch die Importe im Wert von 179,8 Milliarden Euro sind deutlich gestiegen 
(+8,2 %). Das gesamte Handelsvolumen Bayerns beläuft sich auf 371,9 Milliarden Euro. Die 
Exportquote des verarbeitenden Gewerbes in Bayern beträgt 53,2 % (2017). Mehr als jeder zweite 
Euro im verarbeitenden Gewerbe in Bayern wurde demnach im Ausland verdient. Daher sollte die 
EU ihre Handelspolitik weiterhin mit Nachdruck vorantreiben. 
 
Bayern profitiert über die Maßen von seiner Exportstärke weltweit
Studien belegen, dass der Abbau von Handelsbarrieren die wirtschaftliche Entwicklung fördert. 
Aufgrund seiner Exportstärke könnte Bayern hiervon besonders stark profitieren. Der IHK-Umfrage 
„Going International 2018“ zufolge melden jedoch 35 % der Unternehmen eine erneute Zunahme 
von Handelshemmnissen bei ihrem Auslandsgeschäft. Zusätzliche Barrieren erschweren es den 
bayerischen Unternehmen, auf ausländischen Märkten präsent zu sein. Daher muss die EU darauf 
hinwirken, dass Hemmnisse weltweit abgebaut werden, die derzeitige Blockade der WTO beendet 
wird und neue Gespräche schnellstmöglich aufgenommen werden.

Freihandels- und Investitionsschutzabkommen anstelle von Handelskriegen
Freihandels- und Investitionsschutzabkommen sollten unter Berücksichtigung der neuen handels- 
politischen Strategie der EU mit wichtigen Handelspartnern auch weiterhin mit Nachdruck abge-
schlossen werden – auf pluri- und bilateraler Ebene. Verhandlungen sind besser als jeder Konflikt 
– Handelskriege kennen nur Verlierer. Das sich in der Ratifizierung befindende CETA-Abkommen 
kann dazu als Blaupause dienen. Insgesamt muss aber auf die Kompatibilität der Abkommen 
geachtet werden: Die Unternehmen dürfen nicht bei jedem Abkommen mit neuen Anforderungen 
konfrontiert werden. Anderenfalls wird eine Nutzung der Vorteile durch die zusätzlichen Kosten 
gerade für kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) häufig unwirtschaftlich. Zudem 
müssen die Abkommen mittelstandsfreundlich ausgestaltet und eine umfassende Anwendung in 
den Vertragsstaaten auf allen staatlichen Ebenen muss gewährleistet werden. Die EU muss zudem 
die Benachteiligungen bayerischer und europäischer Unternehmen durch Schutzmechanismen 
von Drittstaaten wirksam unterbinden. Hierzu bedarf es einer Weiterentwicklung bestehender 
Handelsschutzinstrumente.

Praxisnahes Außenwirtschaftsrecht sicherstellen
Harmonisierte Ursprungsregeln in Freihandelsabkommen (FHA)
Gerade für exportierende Unternehmen spielen FHAs eine zentrale Rolle, viele Zollvorteile bleiben 
allerdings besonders von KMU ungenutzt. Schuld daran sind die für jedes Abkommen neu aus-
gehandelten und für ein und dasselbe Produkt unterschiedlichen Ursprungsregeln. Die EU-Kom-
mission sollte in ihren künftigen Verhandlungen für FHAs durch Harmonisierung der Ursprungs-
regeln und Erleichterungen in der Nachweisführung, insbesondere mit Blick auf die zunehmende 
Digitalisierung, einen entsprechenden Beitrag leisten. Dies würde im Ergebnis die Nutzungsrate 
von FHAs durch KMU deutlich steigern.

Novellierung der EG-Dual-Use-Verordnung (VO) nicht zulasten der Wirtschaft
Bei der Novellierung der EG-Dual-Use-VO konnten einige zentrale Forderungen der Wirtschaft 
bereits in den Entwurfsfassungen berücksichtigt werden. Dagegen ist die Einbeziehung der  
Kontrolle von Menschenrechten noch nicht vom Tisch. Die VO darf keine Verlagerung der Bewer-
tung komplexer menschenrechtlicher Prüfungen vom Staat auf die Unternehmen vorsehen.  
Vor allem sollten hierzu keine Catch-all-Klauseln eingesetzt werden, die ein hohes Maß an 
Rechtsunsicherheit und zusätzlichen Prüfaufwand in sich bergen. Das belastet gerade die KMU in 
erheblichem Maße.
 
Keine Verknüpfung von Ursprungsrecht und Verbraucherschutz
Die bestehende freiwillige „Made in“-Kennzeichnung muss beibehalten werden. Diese beurteilt 
sich danach, wo die Ware aus Sicht des Verbrauchers ihre wesentlichen bestimmenden Eigen-
schaften erhalten hat. Auf EU-Ebene wird eine verpflichtende „Made in“-Kennzeichnung der Ware 
diskutiert. Für die Verbraucher bietet eine solche Kennzeichnungspflicht mit dem „Herkunftsland“ 
und dessen Bestimmung analog dem nicht präferenziellen Ursprungsrecht keinen Mehrwert. Das 
Siegel „Made in“ muss sich weiterhin auf Qualitätsmerkmale stützen, die für den Verbraucher 
entscheidend sind. Hierfür sind die Zollvorschriften nicht geeignet. Eine solche Angabe könnte bei 
den Verbrauchern zu Fehlvorstellungen bezüglich des Herstellungsprozesses und -ortes führen.

HANDELSPOLITIK MIT WEITSICHT BETREIBEN

Forderungen

	 Bilaterale Handelspolitik anstelle von  
	 Handelskriegen vorantreiben

	 Auf Kompatibilität von Abkommen achten und  
	 keine neuen Anforderungen stellen

	 Benachteiligungen durch Schutzmechanismen  
	 von Drittstaaten unterbinden

Forderungen

	 Ursprungsregeln in künftigen FHA  
	 harmonisieren

	 Novellierung der EG-Dual-Use-VO nicht 		
	 zulasten der Wirtschaft ausgestalten

	 „Made in“ weiterhin auf Qualitätsmerkmale 
	 stützen und nicht mit Zollvorschriften  
	 verbinden

Verwandte Themen

	 EU-Binnenmarkt vollenden

	 Brexit – Planungssicherheit schaffen
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Sie im Internet unter

 ihk-muenchen.de/europawahl

mailto:dollendorf%40muenchen-ihk.de?subject=
http://www.ihk-muenchen.de/europawahl/


IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick	
Der Verkehrssektor ist eine tragende Säule des europäischen Integrationsprozesses: Trans-
europäischer Verkehr ist Ausdruck eines gemeinsamen Wirtschaftsraums mit arbeitsteiliger 
Wertschöpfung und einer zunehmend mobiler werdenden europäischen Bevölkerung. Es ist 
Aufgabe der Politik, auf europäischer Ebene und im Zusammenspiel mit den Nationalstaaten, 
die Rahmenbedingungen für einen reibungslosen europäischen Verkehrsfluss sicherzustellen. 
Staukosten von jährlich rund 150 Milliarden Euro innerhalb der EU zeigen, dass erheblicher 
Investitionsbedarf in die Infrastruktur des europäischen Verkehrswegenetzes besteht und  
dringend Maßnahmen der Verkehrssteuerung ergriffen werden müssen. Nur so lässt sich  
grenzübergreifende Mobilität für Mensch und Umwelt verträglich gestalten.

Vor diesem Hintergrund muss europäische Verkehrspolitik folgenden Leitlinien gerecht werden:

 	 Europäisches Verkehrswegenetz stärken 
 	 Integrierten und harmonisierten Verkehrsmarkt vorantreiben 
 	 Mobilität nachhaltig und ökologisch gestalten

Europäisches Verkehrswegenetz stärken

Europäische Anreize setzen
Europa braucht ein leistungsfähiges Wegenetz. Hierzu müssen bestehende Lücken und Engpässe 
möglichst schnell geschlossen werden. Zugleich muss dem weiter steigenden Verkehrsaufkommen 
Rechnung getragen werden. Daher ist es wichtig, dass die EU wirksamer auf ihre Mitgliedstaa-
ten hinsichtlich des Ausbaus und des Erhalts einer starken nationalen und transeuropäischen 
Infrastruktur einwirkt, eine Plattform der grenzübergreifenden Kooperation bietet und das 
europäische Budget, beispielsweise in der Fazilität „Connecting Europe“, erhöht.

Nutzerfinanzierung europäisch harmonisieren
Für Erhalt, Aus- und Neubau des europäischen Verkehrswegenetzes bedarf es eines angemesse-
nen und verstetigten jährlichen Investitionsniveaus. Die Erhebung zweckgebundener Nutzungs- 
entgelte schafft die Grundlage einer politisch stabilen Finanzierung. Für die Vollendung des 
europäischen Binnenmarkts ist dazu die vollständige Interoperabilität nationalstaatlicher 
Mautsysteme notwendig. Die fiskalische Entscheidungshoheit auf nationalstaatlicher Ebene soll 
dabei nicht infrage gestellt werden und die Umstellung auf die Nutzerfinanzierung soll ohne 
Mehrbelastung für die Transportwirtschaft aufkommensneutral erfolgen.

Vorteile jedes Verkehrsträgers nutzen
In Umschlagterminals werden Verkehre gebündelt und bedarfsorientiert auf Schiene, Straße 
oder Wasserwege verladen. Das Potenzial multimodaler Umschlagplätze wird derzeit nicht 
ausgeschöpft. Vor diesem Hintergrund müssen der Ausbau der Kapazitäten und die Standort- 
suche zusätzlicher Terminals gefördert werden. Der Fokus soll auf den zentralen europäischen 
Verkehrsachsen liegen, beispielsweise dem Nord-Süd gerichteten „Scandinavian-Mediterranean 
Corridor“, um langlaufende Transitverkehre multimodal über die Alpen abbilden zu können.
 

Forderungen

	 Infrastruktur durch europäische Impulse 		
	 stärken

	 Förderung von Umschlagterminals für  
	 multimodalen Verkehr 

Jeder Verkehrsträger hat seine individuellen 
Stärken, die durch Vernetzung im Rahmen 
multimodaler Logistikkonzepte noch verstärkt 
werden können. Dazu bedarf es geeigneter 
Umschlagplätze an der richtigen Stelle und  
mit ausreichender Kapazität.

Dr. Thomas Bronnert,  
Leiter Logistik, Wacker Chemie AG Burghausen, 
Mitglied im Verkehrsausschuss der IHK für 
München und Oberbayern

Stimme  
der Wirtschaft 

Europas Mobilität 
verbessern

Güterverkehrsaufkommen nach  
Verkehrsträgern innerhalb der EU-28

Quelle: eigene Darstellung; Zahlen: Eurostat
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Integrierten und harmonisierten Verkehrsmarkt  
vorantreiben

Europäischen Wettbewerb im Verkehrssektor fördern
Die Bemühungen vonseiten der Europäischen Union für eine Liberalisierung, Öffnung und Har-
monisierung der Verkehrsmärkte müssen weitergeführt werden. Beispielsweise ist die sukzessive 
Vollendung der Marktöffnung im Schienenverkehr erforderlich. Die Möglichkeit eines Eisenbahn-
verkehrsunternehmens, Personenverkehre in mehreren Mitgliedstaaten zu erbringen, oder die 
Nutzung vereinfachter Zulassungs- und Zertifizierungsstrukturen darf nicht durch marktab-
schottende Alleingänge verhindert werden. Die konsequente Harmonisierung beinhaltet zugleich 
den Abbau nationaler technischer Regelungen. Auch im motorisierten Straßenverkehr bedarf es 
europäischer Standards bei Infrastruktur und Verkehrsmitteln, beispielsweise bei der E-Mobilität 
oder dem automatisierten Fahren.

Grenzübergreifende Mobilitätsprojekte vorantreiben
Die vier Grundfreiheiten der Europäischen Union implizieren und erfordern einen Verkehr, der 
nationalstaatliche Grenzen barrierefrei überschreitet. Aus diesem Grund braucht es europäische 
Mobilitätsprojekte. Die EU ist gefordert, Projekte und Initiativen zu unterstützen, die zu einer ver-
stärkten Integration im europäischen Verkehrsmarkt beitragen. Grenzübergreifende Tarifverbün-
de, ebenso wie eine Vereinheitlichung von Betriebsstandards im Eisenbahnsektor sind Beispiele, 
die zu einem fließenden grenzübergreifenden Verkehr beitragen.

Schaffung eines „Single European Sky“
Das globale Wirtschaftswachstum kommt auch im Luftverkehr an: Insgesamt wuchs der Luft-
verkehr in Europa 2017 im Vergleich zum Vorjahr um 8,2 %. Die bisherigen Prozessabläufe der 
nationalen Flugsicherungen können nur schwer mit dem europäischen Luftverkehrswachstum 
Schritt halten. Die europäischen Flugsicherungen arbeiten an ihren Kapazitätsgrenzen. Aus 
diesem Grund schlägt die EU die Schaffung eines einheitlichen europäischen Luftraums über na-
tionale Grenzen hinweg vor. Damit sollen einheitliche Steuerungskapazitäten aufgebaut, Kosten 
minimiert, es soll die Verkehrssicherheit erhöht und die Umweltbelastung reduziert werden. Die 
baldige Umsetzung des „Single European Sky“ ist daher dringend geboten. 

Mobilität nachhaltig und ökologisch gestalten

Einsatz alternativer Antriebstechniken forcieren
Emissionsarme Antriebe können einen wesentlichen Beitrag zur Reduktion von Umweltbelastungen 
durch den Verkehr leisten. Die EU sollte daher die Entwicklung derartiger Antriebe und die Voraus-
setzungen für deren realwirtschaftliche Nutzung technologieoffen weiterfördern. Die konsequente 
Umstellung von Fahrzeugantrieben sollte dabei mit einer regenerativen Gewinnung der benötigten 
Antriebsenergie einhergehen.

Nutzung von Verkehrsflächen effizienter gestalten
Stehende und stockende Verkehre schaden der europäischen Wirtschaft. Die Steuerung und 
Lenkung von Verkehr kann dazu beitragen, den Verkehrsfluss zu verbessern. Dies unterstützt eine 
effizientere Flächennutzung sowie die Verringerung von Umweltbelastungen und erhöht zugleich 
die Verkehrssicherheit. Die europäische Politik ist gefordert, die politischen Rahmenbedingungen 
für innovative Entwicklungen in der Fahrzeugsteuerung – Stichwort automatisiertes Fahren – zu 
setzen.

Zugang zu Verkehrsdaten erleichtern
Die echtzeitdatenbasierte Verkehrssteuerung birgt hohes Potenzial, um den Verkehrsfluss zu 
verbessern. Für eine effektive Verkehrssteuerung, wie auch für innovative, auf Digitalisierung und 
Vernetzung aufbauende Mobilitätsangebote, sind der Zugang zu und die Nutzung von Verkehrsda-
ten unabdingbar. Die EU muss daher weiter auf einen erleichterten Zugang zu aggregierten Mobi-
litätsdaten hinwirken. Diese Daten können zugleich Grundlage und Katalysator für technologische 
Entwicklungen und innovative Mobilitätsangebote sein.
 

EUROPAS MOBILITÄT VERBESSERN 

Forderungen

	 Marktöffnung im Schienenverkehr vollenden

	 Grenzübergreifende Mobilitätsprojekte 		
	 fördern

	 Umsetzung des „Single European Sky“ voran-		
	 treiben

Verwandte Themen

	 EU-Binnenmarkt vollenden

	 Energieversorgung Bayerns sichern

Ansprechpartner:
Dr. Korbinian Leitner 	  089 5116-0  	  leitner@muenchen.ihk.de
Tobias König	  089 5116-0 	  koenig@muenchen.ihk.de
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Forderungen

	 Marktwirtschaftlichen Ideenwettbewerb 		
	 fördern

	 Emissionsfreie und ressourcenschonende 		
	 Antriebstechnologien fördern 

	 Zugang zu Verkehrsdaten erleichtern

Weitere Informationen finden  
Sie im Internet unter

 ihk-muenchen.de/europawahl

http://ideenmuehle.com
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IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick	
Der Europäische Binnenmarkt ist das Herzstück der Europäischen Union. Hierzu gehören der 
freie Warenverkehr, die Personenfreizügigkeit, die Dienstleistungsfreiheit sowie der freie Kapital- 
und Zahlungsverkehr. Allerdings ist der EU-Binnenmarkt noch nicht vollendet. Dies hat auch die 
Europäische Kommission erkannt und bereits im Herbst 2015 eine neue Binnenmarktstrategie 
vorgestellt. Doch die Vollendung verläuft schleppend. 

Ziel bei der Vollendung des EU-Binnenmarkts muss es sein, insbesondere den Waren- und 
Dienstleistungsverkehr innerhalb der EU weiter zu vereinfachen, denn die exportorientierte 
bayerische Wirtschaft profitiert erheblich von einem funktionierenden Binnenmarkt. 

Wichtig hierbei:

 	Die Vorteile eines einheitlichen Binnenmarkts stärker kommunizieren 
	 Die Warenverkehrsfreiheit vollständig umsetzen
 	Die Dienstleistungsfreiheit vorantreiben

Vorteile des Europäischen Binnenmarkts für die  
bayerische Wirtschaft stärker kommunizieren

Der EU-Binnenmarkt – wichtig für die wirtschaftliche Entwicklung Bayerns
Bayern ist wirtschaftlich hervorragend in die EU integriert. Hierzu hat der EU-Binnenmarkt we-
sentlich beigetragen. Der Binnenmarkt und die damit einhergehende wirtschaftliche Verflech-
tung unterstützen und stabilisieren die Beschäftigung im Freistaat, vor allem im Industriesektor. 
Die Absenkung der Handelskosten durch den Binnenmarkt hat das reale Pro-Kopf-Einkommen 
in Bayern nachhaltig um 1,5 % erhöht. Seit Mitte der 1990er-Jahre ist der Anteil der Exporte 
bayerischer Firmen kontinuierlich gestiegen und liegt nun über dem Bundesdurchschnitt. Dies 
ist auch auf die hohe Exportbeteiligung mittelständischer Firmen zurückzuführen. Mit 56,2 % 
ging auch 2017 wieder der Großteil der Exporte in EU-Mitgliedstaaten.

Dies zeigt, dass dem EU-Binnenmarkt trotz der gestiegenen Wirtschaftskraft anderer Welt-
regionen besondere Bedeutung zukommt. Der Binnenmarkt stärkt zudem die Wettbewerbs-
fähigkeit der bayerischen Wirtschaft. Ein Großteil der Vorleistungsimporte kommt aus den 
Nachbarländern Mittel- und Osteuropas. Diese Produkte verbessern die Konkurrenzfähigkeit von 
bayerischen Premiumerzeugnissen auf den Weltmärkten. Die enge Verschränkung der Wert-
schöpfungsketten wäre ohne den Binnenmarkt kaum vorstellbar. Zu groß wären die rechtlichen 
Risiken und zu hoch die Transaktionskosten.

Daher muss die Vollendung des EU-Binnenmarkts weiter mit Nachdruck verfolgt werden. Das 
kann nur gelingen, wenn die gesamte Bevölkerung die Vorteile eines gemeinsamen Binnen-
markts kennt. Die Politik sollte diese Vorteile nicht zur bloßen Selbstverständlichkeit werden 
lassen, sondern wesentlich stärker in der Öffentlichkeit kommunizieren und Vorurteilen gegen-
übertreten.

EU-Binnenmarkt
vollenden

Forderungen

	 Vorteile des Binnenmarkts stärker in der  
	 Öffentlichkeit kommunizieren

	 Vollendung des Binnenmarkts mit  
	 Nachdruck verfolgen

Mit der Vollendung des EU-Binnenmarkts 
werden neue Chancen für grenzüberschreiten-
de Dienstleistungen eröffnet. Es kommt jetzt 
darauf an, dass die bürokratischen Barrieren 
der Mitgliedstaaten nicht überhandnehmen. 
Das wäre kontraproduktiv und verhängnisvoll 
für viele KMU unter den Dienstleistern. Darauf 
muss Brüssel genau aufpassen: Administrative 
Hindernisse müssen abgebaut und – falls nö-
tig – europäische Lösungen favorisiert werden. 
Ursula Schwarzer, 
Sky-Skan, Europe GmbH, Seeshaupt, Mitglied 
im IHK-Außenwirtschaftsausschuss 

Stimme  
der Wirtschaft 

Bayerischer Handel mit EWR- und  
Nicht-EWR-Ländern in Mrd. Euro

EWR = Europäischer Wirtschaftsraum, bestehend aus den 
EU-28, Island, Liechtenstein und Norwegen 
Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenver-
arbeitung
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Warenverkehrsfreiheit vollständig umsetzen
Wettbewerbsverzerrung durch nationale Vorschriften
Zwar nehmen die Hindernisse für den freien Warenverkehr innerhalb der EU weiter ab. Wichtiges 
Thema bei der Vollendung des Binnenmarkts bleibt aber der Abbau diskriminierender nationaler 
Normen, Standards und Barrieren. Diese Hindernisse stellen nach wie vor eine spürbare Belas- 
tung für bayerische Unternehmen beim grenzüberschreitenden Warenverkehr dar. Das Ziel, diese 
Hemmnisse abzubauen, wird von den nationalen Regierungen, Behörden und Gerichten ebenso 
wie die Umsetzung von EU-Regelungen uneinheitlich ausgelegt und gehandhabt. Die Verbesse-
rung der gegenseitigen Anerkennung und die effektivere Umsetzung bestehender EU-Vorschrif-
ten sind weitere wichtige Punkte. Hier setzt die EU-Kommission zu Recht einen ihrer Schwer-
punkte bei ihrer Binnenmarktstrategie. Um dabei Verbesserungen zu erzielen, stehen vor allem die 
Mitgliedstaaten in der Pflicht: Nationale Hindernisse müssen beseitigt werden. Es gilt zudem, auf 
EU-Ebene Vorsorge zu treffen, dass keine neuen Barrieren entstehen. Hierzu gehören eine früh-
zeitige Kommunikation über konkrete Planungen und ein Monitoring seitens der EU-Kommission.

Nachteile durch unterschiedliche Umsetzung von EU-Recht
Viele Vorschriften werden durch die EU in Form von Richtlinien erlassen. Diese müssen von den 
nationalen Regierungen umgesetzt werden. Dies erfolgt häufig uneinheitlich und nicht immer 
zeitgerecht. Für die Unternehmen bedeutet dies zusätzlichen Rechercheaufwand und Unsicher-
heiten. Ein Hauptaugenmerk der EU-Kommission muss darauf liegen, dass die Mitgliedstaaten 
EU-Richtlinien zügig in nationales Recht umsetzen. Vor allem dürfen keine nationalen Zusatz-  
und Sonderregelungen eingeführt werden. Das erschwert den grenzüberschreitenden Geschäfts-
verkehr und bringt Wettbewerbsnachteile für die bayerischen Unternehmen. Ziel sollte sein, 
EU-Richtlinien möglichst einheitlich umzusetzen und anzuwenden.

Angemessenen Interessenausgleich schaffen und KMU fördern
Die Umsetzung der Warenverkehrsfreiheit steht im Spannungsverhältnis unterschiedlicher Inte-
ressensgruppen. Bei der weiteren Umsetzung gilt es, den angemessenen Ausgleich zwischen den 
Gruppen zu suchen. Insbesondere muss sichergestellt werden, dass kleine und mittlere Unter- 
nehmen (KMU) nicht zu den Leidtragenden gehören und über Gebühr belastet werden. Die 
innergemeinschaftliche Lieferung ist eine Chance, keine Pflicht. Die EU-Kommission muss dafür 
sorgen, dass die Rahmenbedingungen eingehalten werden.

Dienstleistungsfreiheit vorantreiben
Vereinfachung der Anzeige-, Melde- und Nachweispflichten
Der grenzüberschreitende Dienstleistungsverkehr ist mehr noch als der Warenverkehr durch eine 
Vielzahl von Anzeige-, Melde- und Nachweispflichten geprägt. Um den Anteil der noch deutlich 
ausbaufähigen bayerischen Dienstleistungsexporte zu steigern, müssen diese vereinfacht 
werden, z. B. über eine einheitliche europaweite Dienstleistungsmeldung. Die „Elektronische 
Europäische Dienstleistungskarte“ der EU-Kommission zielte zwar in die richtige Richtung, ging 
aber am vordringlichen Handlungsbedarf vorbei: Nötig ist eine deutliche Reduzierung des Ver-
waltungsaufwands der Mitgliedstaaten bei kurzfristigen grenzüberschreitenden Dienstleistungen 
in Nachbarländern und im kleinen Grenzverkehr.

Anpassung der Vorschriften an neueste wirtschaftliche Entwicklungen
Durch die zunehmende internationale Vernetzung erhöht sich auch der grenzüberschreitende 
Einsatz von Mitarbeitern. Dies gilt insbesondere bei der Erbringung von produktbezogenen 
Dienstleistungen, wie z. B. Montage und Wartung. In diesen Fällen sind schnell aufeinanderfol-
gende, ad hoc durchzuführende Einsätze von Mitarbeitern erforderlich. Dies betrifft vor allem 
auch KMU mit wenigen Mitarbeitern. Die bei der Umsetzung der Arbeitnehmerentsendung 
anwendbaren Vorschriften müssen die nötige Flexibilität aufweisen, was auch durch Pauscha-
lierung von arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Vorgaben erfolgen kann (z. B. über 
Tarif-Korridore und Ampellösungen). Dazu bedarf es einer europaweiten Koordinierung durch die 
EU und es darf nicht allein den Mitgliedstaaten überlassen bleiben.

Einfache und verlässliche Informationsgewinnung wichtig
Die verlässliche Informationsgewinnung zu den Anzeige-, Melde- und Nachweispflichten bei 
den grenzüberschreitenden Dienstleistungen gestaltet sich oft sehr schwierig und bedeutet für 
die Unternehmen unnötige zusätzliche Belastungen. Sie benötigen daher einfache, einheitliche 
und umfassende Informationen zu den nationalen rechtlichen Anforderungen in den EU-Mit-
gliedstaaten über Onlineplattformen und über Ansprechpartner vor Ort, und dies zumindest in 
englischer Sprache. Die EU muss sich dringend dieses Themas annehmen.

EU-BINNENMARKT VOLLENDEN

Ansprechpartner:
Alexander Lau          089 5116-0          lau@muenchen.ihk.de

Forderungen

	 Anzeige-, Melde- und Nachweispflichten im 
	 grenzüberschreitenden Dienstleistungsver-
	 kehr vereinfachen

	 Vorschriften an praktische Erfordernisse der 
	 Unternehmen und neueste wirtschaftliche 
	 Entwicklungen anpassen und flexibler gestalten

	 Einfache, einheitliche und umfangreiche 
	 Informationen für grenzüberschreitende 
	 Dienstleistungen über Onlineplattformen auf 
	 Englisch bereitstellen

	 Diese Aufgaben durch EU europaweit 
	 koordinieren

Forderungen

	 Grundfreiheiten im Binnemarkt absichern 
	 Gegen einseitige bürokratische Hürden von  

	 Mitgliedstaaten vorgehen
	 Nationale Vorschriften und Hemmnisse ab- 

	 bauen
	 Unterschiede bei Umsetzung von EU-Recht  

	 beseitigen
	 KMU dürfen nicht zu Leidtragenden gehören

Verwandte Themen

	 Digitalen Binnenmarkt realisieren
	 Brexit – Planungssicherheit schaffen
	 Europäische Union zukunftsfest machen
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IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick	
Nach Angaben der EU-Kommission können durch die Realisierung des digitalen Binnenmarkts  
415 Milliarden Euro jährlich zusätzlich erwirtschaftet und Hunderttausende Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Derzeit ist der europäische digitale Binnenmarkt sehr fragmentiert, sodass 
sein volles Potenzial nicht ausgeschöpft werden kann. Nur durch einheitliche Regelungen lassen 
sich die nationalen Märkte zusammen als ein leistungsfähiger digitaler Wirtschaftsraum etablie-
ren. Dies ist auch in Hinblick auf den Wettbewerb mit anderen Regionen der Welt entscheidend. 

Die EU braucht einen Binnenmarkt, der die digitale Transformation der Wirtschaft ebenso 
unterstützt, wie er neue Geschäftsmodelle fördert. Unternehmen wie Anwender müssen digitale 
Lösungen optimal nutzen können. Um dies zu erreichen, kommt es auf folgende Punkte an:

 	 Digitale Kompetenzen stärken
 	 Moderne Verwaltungsleistungen für Unternehmen ausbauen
 	 Digitale Infrastruktur und Informationssicherheit verbessern
 	 Unterstützende Rahmenbedingungen durch einheitliche Regeln schaffen

Potenziale der Digitalisierung nutzen
Digitale Kompetenzen steigern
Rund 90 % der zukünftigen Arbeitsstellen in der EU verlangen digitale Fähigkeiten der Arbeit-
nehmer. Schätzwerten zufolge fehlen 44 % der Europäer diese Kompetenzen. Gut ausgebildete 
Fachkräfte und aufgeklärte Anwender sind der Schlüssel zur Entwicklung und Nutzung digitaler 
Angebote. Konzepte, wie der Aktionsplan für digitale Bildung der EU-Kommission, sind gute 
Ansätze, müssen aber umfassend weiterentwickelt werden. 

Hemmende Verwaltungsstrukturen abbauen
Nicht oder unzureichend digitalisierte Verwaltungsleistungen hindern den Binnenmarkt daran, 
sich zu entfalten. Der EU-weite Ausbau standardisierter digitaler Behördendienste sollte zügig 
vorangebracht und Einsparpotenziale auf Unternehmens- wie auf Verwaltungsseite sollten 
genutzt werden. Dabei müssen die Bedürfnisse der Unternehmen im Fokus stehen. Vorhaben 
wie z. B. das Pilotprojekt „TOOP“ als „Once-Only-Prinzip“ für die optimierte Erfassung und 
Bereitstellung von Daten für Unternehmen wie auch Behörden müssen konsequent vorange-
trieben werden. Auch das von der EU-Kommission angestrebte zentrale digitale Zugangstor zu 
Informationen und elektronischen Behördenangeboten („Single Digital Gateway“) muss zügig 
realisiert werden. Mit der Digitalisierung wächst auch der Bedarf an standardisierten elekt-
ronischen Identifikationsmöglichkeiten – für Behörden wie für Unternehmen. Deshalb muss 
die Umsetzung der elDAS-Verordnung konsequent erfolgen und deren Möglichkeiten müssen 
ausgeschöpft werden. 

Die Nutzung von Daten der öffentlichen Verwaltung („Open Data“) bietet großes Potenzial, z. B. 
beim Datenaustausch zwischen Fahrzeugen mit der Infrastruktur zur Optimierung der Verkehrs-
steuerung. Das EU-Vorhaben zum freien Fluss der Daten sollte zügig umgesetzt werden.

 

Forderungen

	 Digitale Kompetenzen steigern

	 Elektronische Verwaltungsangebote  
	 standardisiert ausbauen

	 Open-Data-Nutzung stärken

Die erfolgreiche digitale Transformation ist 
Grundbedingung für die Zukunft der euro- 
päischen Wirtschaft. Dennoch kämpfen wir 
immer noch mit niedrigen Bandbreiten und 
Netzstörungen, die unseren Cloud-Betrieb 
erheblich stören. Eine gut ausgebaute digitale 
Infrastruktur ist für den Fortschritt der Unter-
nehmen in Europa entscheidend.

Georg Baindl, 
Geschäftsführer PortalConsult GmbH, 
Gräfelfing, Mitglied im IHK-Arbeitskreis IKT

Stimme  
der Wirtschaft 

Digitalen Binnenmarkt  
realisieren

Quelle: „Digital Education Action Plan“ (Januar 2018)

90 % der zukünftigen  
Arbeitsstellen setzen digitale  
Fähigkeiten voraus. 

44 % der Europäer fehlen 
digitale Kompetenzen.

Digitale Fähigkeiten 



Infrastruktur und Informationssicherheit stärken

Ausbau der IKT-Infrastruktur vorantreiben
In vielen Regionen mangelt es an flächendeckendem Internet mit geringen Ausfallzeiten, kos-
tengünstigen Preisen und sehr schnellen Up- und Downloadraten. Die EU-Breitbandrichtlinie 
klärt nicht eindeutig, ob bereits mit 30 Mbit/s versorgte Gebiete gefördert werden können. Die 
Förderschwelle muss von der EU bedarfsgerecht erhöht und einheitliche Regelungen müssen 
geschaffen werden. Der Breitbandausbau mit Glasfaser sowie der 5G-Ausbau müssen zügig 
vorangetrieben werden. 

Chancengleichheit und Informationssicherheit gewährleisten
Die Verfügbarkeit, Vertraulichkeit und Integrität von Daten sowie Soft- und Hardware sind eine 
Notwendigkeit für das Funktionieren digitaler Prozesse. Die bereits umgesetzte EU-Richtlinie zur 
Netzwerk- und Informationssicherheit verpflichtet Anbieter, wie Suchmaschinen, Cloud-Com-
puting-Dienste und Onlinemarktplätze mit Sitz in Deutschland, größere IT-Sicherheitsvorfälle zu 
melden und Mindestanforderungen an die IT-Sicherheit zu erfüllen. Um die Chancengleichheit 
aller Marktteilnehmer zu wahren, ist eine Gleichbehandlung von EU- und Nicht-EU-Unterneh-
men anzustreben.

Konstruktive Rahmenbedingungen schaffen
Marktverzerrungen und Mehraufwand durch ungleiches Regelwerk verhindern
Uneinheitliche Regelungen führen zu Ungleichheit, Verwirrung sowie Mehraufwand und behin-
dern die digitale Entwicklung. Für die schwer abgrenzbare Digitalwirtschaft braucht es z. B. Steu-
erregeln, die Marktverzerrungen verhindern und einen umfassenden internationalen Konsens 
bieten. Vorgaben an die Aufbewahrung von elektronischen Rechnungen wiederum divergieren 
innerhalb der EU und reduzieren das mögliche Einsparpotenzial erheblich. Europaweit wie auch 
international ist ein weitreichender Abgleich der Regelungen zur Digitalisierung nötig. 

Datenschutz: Anpassungen treffen und Gestaltungsspielräume nutzen
Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) ist die Basis der Modernisierung des Datenschutz-
rechts. Wichtige EU-Vorgaben, wie die darauf anzupassende E-Privacy-Richtlinie (geplant als 
EU-Verordnung – EPVO), müssen die Forschung und Entwicklung digitaler Geschäftsmodelle 
ermöglichen und dürfen keine neuen Barrieren für Onlinegeschäfte aufbauen. Die EPVO darf die 
hohen Anforderungen der DS-GVO nicht weiter verschärfen und etablierte Geschäftsmodelle 
vernichten, indem sie Rechtsgrundlagen der DS-GVO ersatzlos streicht. Auf eine Einwilligung als 
einzige zulässige Rechtsgrundlage können Geschäftsprozesse jedoch nicht verlässlich gestützt 
werden, da diese jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden kann. Die DS-GVO 
erlaubt, Umsetzungsfragen von grundsätzlicher Bedeutung EU-weit einheitlich zu regeln. 
EU-weit agierende Unternehmen würden hiervon erheblich profitieren. Beispielsweise sollten 
Standardvertragsklauseln, in die Unterauftragnehmer eingebunden sind, EU-weit standardisiert 
werden. Eine vernetzte Wirtschaft benötigt rechtssichere Möglichkeiten des Datentransfers in 
Drittstaaten. Langfristig müssen völkerrechtlich verbindliche Abkommen geschlossen werden, 
um mehr Rechtssicherheit zu bieten. Diese Abkommen wären eine stabile Rechtsgrundlage und 
würden umfassendere Datentransfers ermöglichen als bisherige Instrumente (z. B. EU-US Privacy 
Shield, SCC oder BCR), deren Tragfähigkeit zunehmend angezweifelt wird.

Einheitlichen Rechtsrahmen für den Online- und stationären Handel schaffen
Zwischen dem Online- und dem stationären Handel müssen einheitliche Regelungen gelten – es 
darf nicht zu einer Aufsplittung kommen. Das Ziel, den Binnenmarkt weiter zu festigen, will die 
EU-Kommission mit einer Erweiterung des Verbraucherschutzes erreichen, z. B. über verlängerte 
Gewährleistungsfristen. Nach dem gegenwärtigen Richtlinienvorschlag würde eine Harmoni-
sierung der Gewährleistungsfristen auf EU-Ebene aber lediglich im Bereich des Onlinehandels 
stattfinden, was nicht zielführend ist. Jede weitere Erhöhung des Verbraucherschutzes ginge 
zulasten der Unternehmen. Zielführend ist ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Verbraucher- 
und Unternehmerrechten, z. B. wie es in Deutschland der Fall ist. Es besteht aber die Gefahr, 
dass KMU im Wettbewerb mit großen Onlinekonzernen zurückfallen. Hierunter fällt auch der 
Ausschluss des Widerrufsrechts im Onlinehandel nach erfolgter Nutzung der Ware. Dieser gibt 
den Unternehmen Rechtssicherheit und entlastet den Verbraucher sogar, da er dann nicht die 
entstandenen Kosten durch übermäßige Nutzung und Widerruf anderer Kunden zu tragen hat. 
Eine Einschränkung des Geoblockings ist zu begrüßen, darf aber nicht zu substanziellen Nachtei-
len für Unternehmen führen.

 

DIGITALEN BINNENMARKT REALISIEREN

Forderungen

	 Technologieförderung mit Fokus auf Glasfaser

	 Anhebung der Förderschwelle und Schaffung 	
	 einheitlicher Förderregeln

	 Zügiger, flächendeckender 5G-Ausbau

	 Informationssicherheit, Vertraulichkeit und 		
	 Chancengleichheit sicherstellen

Verwandte Themen

	 Europäische Union zukunftsfest machen

	 EU-Binnenmarkt vollenden

	� Besteuerung und Finanzierung wett- 
bewerbsfähig gestalten

	 Europas Mobilität verbessern

Ansprechpartnerinnen:
Franziska Neuberger	  089 5116-0  	  neuberger@muenchen.ihk.de
Julia Christiansen	  089 5116-0 	  christiansen@muenchen.ihk.de
Rita Bottler (Datenschutz)	  089 5116-0 	  bottler@muenchen.ihk.de

G
es

ta
ltu

ng
: i

de
en

m
ue

hl
e.

co
m

, B
ild

na
ch

w
ei

s:
 th

in
ks

to
ck

 ©
 s

tr
ix

co
de

Forderungen

	 Steuermaßnahmen im internationalen  
	 Kontext entwickeln

	 Abgestimmte Regeln zur Aufbewahrung von 		
	 E-Rechnungen

	 Anpassungsgesetzgebung an die DS-GVO 		
	 wirtschaftskonform gestalten

 	 Onlinehandel erleichtern

Weitere Informationen finden  
Sie im Internet unter

 ihk-muenchen.de/europawahl
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http://www.ihk-muenchen.de/europawahl/
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IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick

Mit Austritt des Vereinigten Königreichs (VK) aus der Europäischen Union zum 30. März 2019 
wird das VK aus Sicht der EU zum Drittstaat. Für die 21 Monate im Anschluss haben sich die 
Verhandlungsparteien auf eine Übergangsphase – mit weiterhin geltendem Primär- und Sekun-
därrecht der EU – verständigt. Diese findet jedoch nur Anwendung, wenn das Austrittsabkom-
men bis zum 29. März 2019 ratifiziert wurde. Andernfalls kommt es zum ungeordneten Austritt. 
Nach Ablehnung des vorliegenden Austrittsabkommens durch das britische Parlament ist ein 
ungeregelter Austritt deutlich wahrscheinlicher geworden. Ein harter Brexit sollte jedoch unter 
allen Umständen noch abgewendet werden. 

Für die bayerische Wirtschaft ist die Übergangsphase dringend nötig, um die betrieblich notwen-
digen Vorkehrungen treffen zu können. Doch angesichts der weiterhin unsicheren politischen 
Entscheidungslage im VK zur Umsetzung des Brexits ist für die Wirtschaft in vielen Punkten 
nach wie vor unklar, welche Maßnahmen konkret zu ergreifen sind. In jedem Fall ist unbedingt 
erforderlich, schnellstmöglich ein Abkommen über die künftigen Beziehungen auszuhandeln und 
abzuschließen. Nur so erhalten die Unternehmen wieder Planungssicherheit und können sich auf 
die neuen Regularien einstellen. 

Es ist wichtig,

	 einen ungeordneten Austritt noch abzuwenden
	 die künftigen wirtschaftlichen und rechtlichen Beziehungen mit dem VK zeitnah  

		 auszuhandeln

	 die zukünftigen Beziehungen so tiefgehend wie möglich zu gestalten

	 eine Schwächung des EU-Binnenmarkts bei der Aushandlung eines Nachfolge- 
		 abkommens unbedingt zu vermeiden

Ungeordneten Brexit noch abwenden

Bayern und das Vereinigte Königreich verbindet eine starke Partnerschaft
Die Entscheidung des VK für den Brexit stellt die stark international orientierte bayerische  
Wirtschaft vor große Herausforderungen. Das VK war 2017 der siebtwichtigste Handelspartner 
des Freistaats mit einem Handelsvolumen von 20 Mrd. Euro (Exporte: 14 Mrd. Euro; Importe: 
6 Mrd. Euro). Erste Auswirkungen des Brexits sind jedoch bereits vor dem tatsächlichen Austritt 
des Landes aus der EU spürbar: So war Großbritannien 2016 noch fünftwichtigster Handels- 
partner Bayerns. Auch die sich verstärkenden Wechselkursschwankungen stellen für die Unter-
nehmen ein finanzielles Risiko dar. 

Ein ungeordneter Austritt hätte unter anderem die Erhebung von Zöllen und hohen büro- 
kratischen Mehraufwand sowie erhebliche finanzielle Belastungen für die oberbayerischen 
Unternehmen zur Folge. Für die Wirtschaft wäre dies das schlechteste Szenario und sollte 
daher unbedingt vermieden werden. Das VK wäre dabei lediglich über WTO-Regeln mit der EU 
verbunden.

Forderung

	 Ungeordneten Austritt des VK aus der EU nach  
	 der Übergangsphase unbedingt vermeiden

Die oberbayerische Wirtschaft braucht  
dringend Planungssicherheit dahingehend,  
wie die künftigen Beziehungen zwischen 
Großbritannien und der EU konkret ausgestaltet 
sein werden. Die EU muss darauf hinwirken, 
dass den Unternehmen ausreichend Zeit zur 
Vorbereitung bleibt. Beide Seiten müssen 
mit Nachdruck verhandeln, denn es geht um 
viel – nämlich darum, die zukünftigen Wirt-
schaftsbeziehungen zu einem der wichtigsten 
europäischen Handelspartner auf ein solides 
Fundament zu stellen. 

Dr. Wolfgang Hastenpflug,  
Vice President Government Affairs, Siemens AG, 
München, Stellv. Vorsitzender des IHK-Außen-
wirtschaftsausschusses 

Stimme  
der Wirtschaft 

Brexit - 
Planungssicherheit schaffen

Quelle: eigene Darstellung

Entwicklung des Exportvolumens
Monatliche Ausfuhren aus Bayern in das  
Vereinigte Königreich
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Zeitnah ein Folgeabkommen aushandeln 
Übergangsphase für die Wirtschaft essenziell
Für die Wirtschaft ist die Übergangsphase von mindestens 21 Monaten zwingend erforderlich, 
um ausreichend Zeit zur betrieblichen Vorbereitung bzw. Umstellung der Prozesse zu haben. Der 
Zeitraum zwischen Bekanntgabe des Verhandlungsergebnisses und tatsächlichem Austritt des 
VK ist für viele notwendige Änderungsprozesse zu kurz. Beispiele dafür sind die Umwandlung 
einer britischen Gesellschaftsform in eine vergleichbare im EU-Rechtsraum oder eine fallweise 
erforderliche Umstellung in der Beschaffung bzw. der Lieferketten.

Zeit zur Aushandlung eines Folgeabkommens knapp
Die Zeit zur Aushandlung eines Handelsabkommens zwischen der EU und dem VK ist auch mit 
einer Übergangsphase äußerst knapp. Die EU muss mit Nachdruck darauf hinwirken, dass sich 
die Verhandlungspartner rasch auf konkrete Rahmenbedingungen einigen. Nur dann kann sich 
die Wirtschaft frühzeitig auf die neuen wirtschaftlichen Beziehungen einstellen und hat damit 
wieder einen langfristigen Planungshorizont. Die Wirtschaft ist auf beiden Seiten auf Sicherheit 
und möglichst stabile rechtliche Regelungen angewiesen. Die Aushandlung eines mittelstands-
freundlichen, umfassenden Handelsabkommens muss daher oberste Priorität haben. Auch im 
Falle eines ungeordneten Austritts muss schnellstmöglich auf ein Handelsabkommen hingewirkt 
werden. Es müssen auch nach dem Brexit zeitnah wieder stabile Handelsbeziehungen zwischen 
dem VK und der EU möglich sein. 

Eine tiefgehende Partnerschaft sollte Leitgedanke sein 
Der EU-Binnenmarkt und die Zollunion bilden die Basis für eine tiefe wirtschaftliche Integration 
innerhalb Europas. Je weiter vom derzeitigen Zustand abgerückt wird, umso stärker werden 
die Handelsbeziehungen zwischen dem VK und Bayern beeinträchtigt. Wie gravierend die 
Konsequenzen des Brexits für die bayerische Wirtschaft ausfallen, hängt maßgeblich von einer 
Vereinbarung über die Regelung der zukünftigen Beziehungen ab. Ein weitreichendes Abkommen 
würde die Kosten für die Wirtschaft minimieren.

Für die bayerische Wirtschaft würde eine Zollunion die geringsten Nachteile bringen, da keine 
Zölle erhoben werden und die Zollbürokratie gering ausfallen würde. Diese wird jedoch seitens 
der britischen Regierung als langfristige Lösung nach wie vor abgelehnt. Daher fordert die 
oberbayerische Wirtschaft ein tiefgreifendes Handelsabkommen – auch mit Regelungen zur 
Dienstleistungserbringung, zur Personenfreizügigkeit und zum Finanzmarkt.  

Der Aufbau tarifärer und zusätzlich nicht-tarifärer Handelshemmnisse im Zuge des Brexits sollte 
unbedingt abgewendet werden. 

In Zeiten wachsender wirtschaftlicher Bedeutung grenzüberschreitender Dienstleistungen wäre 
eine Beschränkung des freien Dienstleistungsverkehrs mit dem VK besonders nachteilig. Es sollte 
insbesondere darauf hingewirkt werden, dass es nach dem Brexit pragmatische, wirtschafts-
freundliche Regelungen für die Entsendung von Mitarbeitern gibt. 

Der Finanzsektor des VK ist derzeit der größte innerhalb der EU und wird auch nach dem Brexit 
große Bedeutung haben. Für die Kapitalverkehrsfreiheit müssen im Folgeabkommen Regelungen 
geschaffen werden, die den administrativen und monetären Mehraufwand gering halten. 

Die EU und das VK müssen rasch auf ein Folgeabkommen hinarbeiten, das für die Wirtschaft  
praxisnahe und unbürokratische Lösungen schafft.

Der europäische Binnenmarkt darf durch den Brexit nicht 
gefährdet werden
Der europäische Binnenmarkt führt zu Wirtschaftswachstum und Wohlstand. Ihn gilt es unbe-
dingt zu bewahren. Die vier Grundfreiheiten des Binnenmarkts müssen untrennbar bleiben, um 
dessen Integrität zu wahren. Bei den Verhandlungen um ein Folgeabkommen sollte daher keines-
wegs durch übermäßige Zugeständnisse gegenüber britischen Forderungen ein Präzedenzfall mit 
negativen Folgen für Europa geschaffen werden. Die Gewährung weitgehender Ausnahme- 
regelungen für das VK muss vermieden werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass der für 
die Wirtschaft so wichtige EU-Binnenmarkt weiterhin funktioniert und nicht geschwächt wird.

BREXIT – PLANUNGSSICHERHEIT SCHAFFEN

Forderungen

	 Weitreichendes Handelsabkommen mit dem  
	 VK schnell vorantreiben

	 Kein Aufbau tarifärer oder nicht-tarifärer  
	 Handelshemmnisse

	 Pragmatische, praxisorientierte Lösungen für  
	 den Dienstleistungsverkehr

Forderung

	 Keine Schwächung des Binnenmarkts durch  
	 Sonderrechte für das VK

Verwandte Themen

	 Europäische Union zukunftsfest machen

	 EU-Binnenmarkt vollenden

	 Handelspolitik mit Weitsicht betreiben

Ansprechpartner:
Alexander Lau	  089 5116-0  	  lau@muenchen.ihk.de
Kristina Mader 	  089 5116-0  	  mader@muenchen.ihk.de
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Weitere Informationen finden  
Sie im Internet unter

 ihk-muenchen.de/europawahl

Forderungen

	 Darauf hinwirken, die bestmögliche Form der  
	 wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit dem VK  
	 auszuhandeln

	 Folgeabkommen zeitnah aushandeln, um  
	 Unsicherheiten zu beseitigen
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IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick	
Die demografische Entwicklung, die Digitalisierung und Internationalisierung stellen gerade 
kleine und mittelgroße Unternehmen (KMU) vor große Herausforderungen. Obwohl in einigen 
Ländern eine hohe Arbeits- und vor allem eine hohe Jugendarbeitslosigkeit herrschen, bleiben 
viele Stellen in Europa unbesetzt. Laut einer Umfrage des europäischen Kammerdachverbands 
EUROCHAMBRES sehen 41 % der Unternehmen im Fachkräftemangel ein Geschäftsrisiko.
Eine hohe Erwerbsbeteiligung und lebenslanges Lernen sind daher wichtige Voraussetzungen 
zur Fachkräftesicherung in den Unternehmen. Die Mitgliedstaaten müssen dafür die passenden 
Rahmenbedingungen schaffen und nationale Besonderheiten berücksichtigen können. Es ist  
daher wichtig, dass das Subsidiaritätsprinzip gewahrt wird und die Unternehmen mehr Flexibili-
tät bei der Fachkräftesicherung erhalten.

Folgende Leitlinien sollten das wirtschaftspolitische Handeln der EU im Hinblick auf den euro-
päischen Arbeitsmarkt bestimmen:

 	 Beschäftigungspolitik bei den Mitgliedsländern belassen und den Unternehmen  
		 mehr Spielraum geben 
 	 Berufliche Bildung europaweit stärken 
 	 Zusätzliche Potenziale bei Jugendlichen, Frauen und ausländischen Fachkräften heben

Beschäftigungspolitik bei den Mitgliedsländern belassen 
und den Unternehmen mehr Spielraum geben

Die Beschäftigungspolitik muss in der Zuständigkeit und in der Verantwortung der einzelnen 
Mitgliedstaaten bleiben. Dadurch können bei der konkreten Ausgestaltung, z. B. bei der Lebens-
arbeitszeit oder der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, nationale Besonderheiten berücksich-
tigt werden. Darüber hinaus lassen sich bedarfsgerechte beschäftigungsfreundliche Rahmen- 
bedingungen setzen und die jeweils besten arbeitsmarktpolitischen Konzepte realisieren. 

Die schnelle wirtschaftliche Entwicklung, die Internationalisierung und der technische Fort- 
schritt erfordern von den Unternehmen eine hohe Anpassungsfähigkeit. Flexibilität und Rechts-
sicherheit sind daher für Unternehmen unerlässlich. EU-Richtlinien dürfen die Arbeitsmarktfle-
xibilität in den Mitgliedstaaten nicht weiter einschränken. Arbeitgeber brauchen insbesondere 
bei der Ausgestaltung des orts- und zeitflexiblen Arbeitens mehr Handlungsspielraum, betriebli-
che Regelungen mit den Beschäftigten zu vereinbaren. 

In vielen Branchen wird z. B. die starre Ruhezeit von täglich mindestens elf Stunden aus der 
EU-Arbeitszeitrichtlinie der Arbeitsrealität nicht mehr gerecht. Mehr Flexibilität liegt im Interes-
se der Unternehmen und der Beschäftigten.

Um sowohl Arbeitnehmer vor Überlastungen zu schützen als auch die Sicherheit in der Wirtschaft 
zu gewährleisten, sind dennoch Mindeststandards erforderlich, die jedoch teilweise flexibler aus- 
gestaltet werden können. Dies kann z. B. durch eine Reduzierung der ununterbrochenen Ruhe-
zeit bei Festschreibung einer bestimmten Gesamtruhezeit erfolgen. 

 

Forderungen

	 Beschäftigungspolitik muss in der Zustän-	  
	 digkeit und in der Verantwortung der  
	 einzelnen Mitgliedsländer liegen

	 Unternehmen brauchen mehr Flexibilität bei 		
	 der örtlichen und zeitlichen Ausgestaltung 		
	 der Arbeit

	 In der Ruhezeitregelung muss mehr Hand-		
	 lungsspielraum für Vereinbarungen zwischen 	
	 Arbeitgeber und Arbeitnehmer geschaffen 		
	 werden

Wir müssen die Chancen von Europa nutzen 
und noch mehr junge Menschen dafür gewin-
nen, in Bayern eine Ausbildung zu machen. 
Hierzu müssen wir die duale Ausbildung und 
die beruflichen Fortbildungsmöglichkeiten 
nachhaltig stärken und deren Möglichkeiten 
innerhalb Europas noch bekannter machen. 
Gleichzeitig müssen wir bei uns mehr Fachkräf-
te mobilisieren und unsere Anstrengungen zur 
Anwerbung ausländischer Fachkräfte intensi-
vieren.

Kathrin Wickenhäuser-Egger,  
Geschäftsführerin, Wickenhäuser & Egger AG, 
München, Vizepräsidentin der IHK für  
München und Oberbayern

Stimme  
der Wirtschaft 

Fachkräfte
sichern



Berufliche Bildung europaweit stärken
Mitgestaltung der Unternehmen sichern
Die berufliche Bildung ist in zahlreichen Mitgliedstaaten der EU schwach ausgeprägt und zudem
häufig in vollzeitschulischer Form organisiert. Dadurch fehlt der Ausbildung der Praxisbezug und
der Übergang der Jugendlichen in Beschäftigung wird erschwert. Eine hohe Jugendarbeitslosigkeit 
ist oft die Folge. Um Praxisnähe und Arbeitsmarktanpassung der beruflichen Bildung sicherzu-
stellen, müssen die EU-Länder die Mitgestaltung durch die Betriebe in ihren Bildungssystemen 
verankern. In der konkreten Umsetzung darf Berufsbildung nicht nur in Schulen, sondern muss 
auch in den Betrieben stattfinden. Nur so können die Verzahnung zwischen Theorie und Praxis, 
die Ausbildungsbeteiligung der Wirtschaft und der erfolgreiche Übergang von Schule in Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt sichergestellt werden. Den hierfür erforderlichen rechtlichen Bildungs-
rahmen sollten die Mitgliedstaaten schaffen.

Berufliche Bildung als gleichwertige Alternative zum Studium positionieren
Die berufliche Bildung muss europaweit auch für leistungsstarke Jugendliche als Alternative zum
Hochschulstudium etabliert werden. Voraussetzung hierfür ist, dass die Abschlüsse der höheren
Berufsbildung bei der nationalen Umsetzung des Europäischen Qualifikationsrahmens analog
zum Deutschen Qualifikationsrahmen in die oberen Niveaustufen eingeordnet werden.

Grenzüberschreitende Mobilität europaweit fördern
Internationale Berufserfahrungen sind immer häufiger Teil des beruflichen Anforderungsprofils.
Auslandsaufenthalte in der beruflichen Aus- und Weiterbildung stellen eine hervorragende Mög-
lichkeit dar, internationale Berufskompetenzen zu erwerben und gleichzeitig die Attraktivität der
Berufsausbildung zu steigern. Die EU-Bildungsprogramme sollten noch stärker auf die Förderung
von Auslandsaufenthalten, insbesondere mit Praxisbezug in den Betrieben, abzielen.

Zusätzliche Potenziale bei Jugendlichen, Frauen und  
ausländischen Fachkräften heben
Jugendarbeitslosigkeit senken
Die Arbeitslosigkeit junger Menschen ist EU-weit mehr als doppelt so hoch wie die allgemeine
Arbeitslosenquote. Die Mitgliedsländer müssen noch stärkere Anstrengungen unternehmen, um
die Schul- und Unterrichtsqualität zu erhöhen und dadurch die Zahl der Schulabbrecher signifikant
zu reduzieren. Ziel muss sein, möglichst alle Schulabgänger für die Ausbildung zu qualifizieren
und ihnen die dafür notwendigen Kompetenzen zu vermitteln. Dazu gehören neben den Grund- 
fertigkeiten auch digitale und Medienkompetenz. Dazu sollte auch europaweit eine Berufsorien-
tierung an den allgemeinbildenden Schulen verpflichtend sein. Zudem muss die Förderung des 
Unternehmergeistes an Schulen und Universitäten verankert werden. Eine stärkere europäische 
Kooperation durch die Festlegung gemeinsamer und ehrgeiziger Bildungsziele sowie der Aus-
tausch guter Praktiken können hier Fortschritte ermöglichen. Die EU sollte einen Wettbewerb um 
bildungspolitische Erfolge unter den Mitgliedstaaten anstoßen, allerdings ohne neue Berichts- und 
Bürokratiepflichten für Betriebe.

Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit
Bei den Frauen liegt das größte noch zu erschließende Fachkräftepotenzial. Die Erwerbstätigen- 
quote von Frauen liegt im EU-Durchschnitt noch fast zwölf Prozentpunkte unter der von Männern. 
Frauen arbeiten häufiger in Teilzeit und unterbrechen wegen familiärer Verpflichtungen ihre Er-
werbstätigkeit öfter. Das ist auch ein wesentlicher Grund für ihre geringere Präsenz in Führungspo-
sitionen. Um eine höhere Erwerbstätigkeit von Frauen zu erreichen, muss v. a. die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie in Hinblick auf Kinderbetreuung und Pflege von Angehörigen erleichtert werden. 
Mädchen sollten schon in den Kindertagesstätten für MINT-Berufe begeistert werden. EU-weite 
Quotenvorgaben setzen nicht an den Ursachen an und belasten die Unternehmen mit zusätzlichem 
bürokratischem Aufwand.

Zuwanderung sinnvoll steuern
Die Fachkräftelücke lässt sich nicht nur mit inländischen Potenzialen schließen, gerade auch in
Hinblick auf die demografische Entwicklung. Die gesteuerte Zuwanderung von Fachkräften aus
Drittländern muss durch die einzelnen Mitgliedstaaten ausgestaltet werden, um spezifischen
Anforderungen gerecht zu werden. Unternehmen sollten bei der Suche und Rekrutierung ausländi-
scher Fachkräfte besser unterstützt werden. Da gute Sprachkenntnisse eine wichtige Chance für die 
erfolgreiche Zuwanderung und Integration sind, sollte die EU verstärkt den Spracherwerb bereits in 
den Herkunftsländern unterstützen.
 

FACHKRÄFTE SICHERN

Forderungen

	 Praxisnähe der beruflichen Bildung in
	 Europa durch Mitgestaltung der Unter- 
	 nehmen sicherstellen

	 EU-Bildungsprogramme gezielt auf die
	 Förderung von Auslandsaufenthalten mit
	 Praxisbezug in den Betrieben ausrichten

Verwandte Themen

	 Europäische Union zukunftsfest machen

	 Verantwortungsvolles Wirtschaften fördern

Ansprechpartner:
Fachkräfte: Elfriede Kerschl	  089 5116-0  	  kerschl@muenchen.ihk.de
Berufsbildung: Dr. Thomas Kürn	  089 5116-0 	  kuern@muenchen.ihk.de
Arbeitsrecht: Dr. Frauke Kamp	  089 5116-0 	  kamp@muenchen.ihk.de
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Forderungen

	 Schul- und Unterrichtsqualität weiter
	 erhöhen, um möglichst alle Schulabgänger
	 ausbildungsreif zu machen

	 Bedarfsgerechter Ausbau der Kinder- 
	 betreuung

	 Zur Förderung der Zuwanderung von
	 Fachkräften den Spracherwerb bereits in
	 den Herkunftsländern unterstützen

Weitere Informationen finden  
Sie im Internet unter

 ihk-muenchen.de/europawahl

http://ideenmuehle.com
http://www.ihk-muenchen.de/europawahl/
mailto:kerschl%40muenchen.ihk.de?subject=
mailto:kuern%40muenchen.ihk.de?subject=
mailto:kamp%40muenchen.ihk.de?subject=


IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick	
Für die bayerische Wirtschaft ist die Sicherheit der Energieversorgung von größter Bedeutung. 
Bereits kurzfristige Ausfälle der Stromversorgung können enorme Schäden verursachen und 
Produktions- und Logistikprozesse behindern. Im Zuge des Kernkraftausstiegs bis 2022 und 
des schnell voranschreitenden Ausbaus der erneuerbaren Energien in Norddeutschland wird 
die sichere Stromversorgung in Bayern jedoch immer gefährdeter. Es fehlen Kraftwerke und 
Speicher, um die entstehende Lücke in der Stromerzeugung aufzufangen. Zudem schreitet der 
Netzausbau zu langsam voran. Die Gewährleistung der Versorgungssicherheit basiert immer 
häufiger auf Netzstabilitätsmaßnahmen, was enorme Kosten verursacht und die Strompreise 
für Betriebe und private Verbraucher unaufhaltsam steigen lässt. Um die Energiesicherheit für 
die Unternehmen im Freistaat Bayern weiterhin zu gewährleisten, müssen die vorhandenen 
Rahmenbedingungen seitens der EU verbessert werden. Erforderlich ist: 

 	 Ausbau gesicherter Kapazitäten für den Standort Bayern ermöglichen 
 	 Ausbau der HGÜ-Leitungen beschleunigen und Verteilnetze besser einbinden 
 	 Einheitliche deutsche Strompreiszone erhalten

Drohende Erzeugungslücke für Strom schließen

Kernkraftausstieg führt zu Erzeugungslücke in Bayern
Die Unternehmen in Bayern können sich bislang auf eine stabile und zuverlässige Stromqualität 
verlassen. Die Stromversorgungssicherheit gemessen am SAIDI-Wert (System Average Inter-
ruption Duration Index) war in den letzten Jahren in Bayern weiterhin überdurchschnittlich. 
Dies belegen der jüngst veröffentlichte Fortschrittsbericht 2016/2017 der Bayerischen Staats-
regierung sowie das IHK-Energiewendebarometer 2018, bei dem rund 2.200 Betriebe befragt 
wurden. Dennoch hat sich die Situation zum Vorjahr deutlich verschlechtert, wie das IHK-Ener-
giewendebarometer zeigt. 2018 hatten rund 15 % der bayerischen Betriebe Stromausfälle über 
3 Minuten, 2017 waren es noch 10 %. Der Bestand konventioneller Kraftwerke hat sich mit der 
Stilllegung der Kernkraftwerke Grafenrheinfeld 2015 und Gundremmingen B 2017 wesentlich 
geändert. Im Zuge des Kernkraftausstiegs muss eine Lücke von gut einem Drittel der Stromer-
zeugung durch Stromimporte nach Bayern, auch aus dem europäischen Ausland, und Zubau 
weiterer Erneuerbare-Energien-Anlagen ausgeglichen werden. Es werden dadurch zunehmend 
schwankende Strommengen aus volatiler Erzeugung eingespeist, die ausgeglichen und dem 
Bedarf angepasst werden müssen.

Bau erforderlicher netztechnischer Betriebsmittel (bnB) und weiterer Kapazitäten in 
Bayern ermöglichen
Die bayerische Wirtschaft ist besorgt, ob die erforderliche Qualität der Stromversorgung unter 
den gegebenen Randbedingungen noch aufrechterhalten werden kann, und fordert die baye-
rischen EU-Politiker auf, hierfür die richtigen Rahmenbedingungen in Europa zu setzen. Damit 
die Stromversorgung sicher bleibt, sind der Erhalt von Bestandskraftwerken sowie der Bau 
zusätzlicher flexibler Erzeugungsanlagen als Notfallreserve notwendig. 

Forderungen

	 Stromerzeugungslücke schließen

	 Bau der bnB in Bayern ermöglichen

	 Stromerzeugung mit Wasserkraft, Biomasse 		
	 und Geothermie unterstützen

	 Rahmenbedingungen für Stromspeicher 		
	 verbessern

	 Zügigen Ausbau gesicherter Kapazitäten nach 	
	 marktwirtschaftlichen Kriterien unterstützen

Als ein in den Niederlanden und Deutschland 
aktiver Übertragungsnetzbetreiber sind wir 
einer der führenden europäischen Betreiber 
nationaler und grenzübergreifender Onshore- 
und Offshore-Netzanschlüsse, die die nord-
westeuropäischen Strommärkte verbinden. Ein 
zügiger Netzausbau – auch im Hinblick auf die 
schnellere Durchführung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren – und eine Koopera-
tion über Grenzen hinweg sind dabei essenziell 
für die Weiterentwicklung des europäischen 
Energiebinnenmarkts. Mit energiewirtschaft-
lichen und technologischen Innovationen 
wie der automatisierten Systemführung oder 
der Vernetzung von dezentralen Flexibilitäts-
quellen via Blockchain wird es uns gelingen, 
vorhandene Ressourcen optimal auszunutzen, 
die zukünftige Netzplanung zu flexibilisieren 
und so mehr Akzeptanz für den Netzausbau zu 
generieren.

Lex Hartman,  
Mitglied der Geschäftsführung der TenneT TSO 
GmbH und Mitglied des Vorstands der TenneT 
TSO B. V.

Stimme  
der Wirtschaft 

Energieversorgung  
Bayerns sichern



Wettbewerbsfähigkeit der bayerischen Betriebe durch die 
richtigen Infrastrukturmaßnahmen in Europa erhalten

Der Ausbau der erneuerbaren Energien und der Kernenergieausstieg in Deutschland bis 2022 
führen zu einem zusätzlichen Übertragungsbedarf von den windreichen Gebieten in Nord- und 
Ostdeutschland zum großen Verbrauchszentrum Bayern. Mit der Fertigstellung der neuen 
Hochspannungsgleichstromübertragungs-(HGÜ-)Leitungen SuedOstLink und SuedLink rechnen 
die Übertragungsnetzbetreiber jedoch nicht vor 2025. Die zur Gewährleistung der Versorgungs-
sicherheit hierdurch erforderlichen Netzstabilitätsmaßnahmen sind enorm teuer. Laut Bun-
desnetzagentur beliefen sich alleine die Kosten zur Vermeidung von Netzengpässen 2017 auf 
1,45 Milliarden Euro. Bis 2023 ist mit einer Vervierfachung der Kosten zu rechnen. Der deutsche 
Strompreis liegt u. a. deshalb 2018 im EU-Vergleich an der Spitze.

Übertragungsnetze zügig ausbauen
Auch nach Neubewertung im Rahmen des Netzentwicklungsplans 2030 wurden die beiden 
Projekte SuedOstLink und SuedLink zweifelsfrei als notwendige Maßnahmen und Vorhaben 
im öffentlichen Interesse bestätigt. Um die Stromversorgung in Bayern nach Abschalten der 
Kernkraftwerke sicherzustellen und den weiteren Anstieg der Redispatchkosten zu verhindern, 
müssen die im Bundesbedarfsplangesetz beschlossenen Ausbaumaßnahmen zügig realisiert 
werden. Dazu muss auch die EU-Kommission ihre Genehmigungsverfahren beschleunigen und 
Maßnahmen verstärken, um die Akzeptanz in der Bevölkerung für den notwendigen Energielei-
tungsbau zu erhöhen. 

Rahmenbedingungen für das Verteilnetz verbessern
Neben dem Ausbau des Übertragungsnetzes ist auch die Ertüchtigung des Verteilnetzes notwen-
dig, da sich dessen Rolle durch die Energiewende grundlegend ändert. Ein Großteil der dezen-
tralen Erzeugungsanlagen sowie die zunehmende Versorgung neuer elektrischer Verbraucher 
(E-Fahrzeuge, Wärmepumpen etc.) und die voranschreitende Digitalisierung stellen das Verteil-
netz vor neue Herausforderungen. Hier müssen auf EU-Ebene regulatorische Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden, die nicht nur den Verteilnetzausbau fördern, sondern auch Spielraum für 
neue Technologien, den Einsatz von Speichern, Flexibilitätsoptionen und Digitalisierung schaffen. 

Einheitliche deutsche Strompreiszone erhalten und Redispatchbedarf nicht unnötig 
ausweiten
Die EU-Strombinnenmarktverordnung ist das kritischste Dossier des EU-Legislativpakets „Clean 
Energy for all Europeans“, das derzeit im Trilog zwischen EU-Parlament, Europäischem Rat und 
Ratspräsidentschaft verhandelt wird. Die darin enthaltene schrittweise Öffnung der grenzüber-
schreitenden Stromleitungen (Interkonnektoren) auf 75 % der Nettoübertragungskapazität bis 
2025 für den Stromhandel mit den Nachbarstaaten, auf die sich der Rat der EU-Energieminister 
und das EU-Parlament verständigt haben, sowie die damit verbundene geplante Letztentschei-
dungskompetenz der EU-Kommission für eine Neukonfiguration von Stromgebotszonen sind für 
Bayern besonders problematisch. Wenn Deutschland nicht in der Lage ist, die Interkonnektoren 
im darin vorgesehenen Umfang zu öffnen, besteht die Gefahr, dass die Kommission die neue 
Kompetenz nutzen wird, um Deutschland in mehrere Stromgebotszonen mit unterschiedlichen 
Strompreisen aufzuteilen. Dies würde zu deutlich höheren Strompreisen in Bayern führen. Vor 
allem aber droht hierdurch erheblicher zusätzlicher Redispatch- und Netzausbaubedarf. Dies 
muss verhindert werden. 

Grundsätzlich ist die Ausweitung der grenzüberschreitenden Stromleitungen im Sinne des euro-
päischen Strombinnenmarkts sinnvoll. Die Voraussetzungen dafür sind jedoch weder netzseitig 
noch handelsseitig bis 2025 gegeben. Die daraus entstehenden Mehrkosten zur Netzstabilisie-
rung sind momentan weit höher als mögliche Preissenkungen durch die Vergrößerung des Ange-
bots. Daher muss das Zieljahr der Öffnung von 2025 deutlich nach hinten verschoben werden.

ENERGIEVERSORGUNG BAYERNS SICHERN

Forderungen

	 Übertragungsnetze zügig ausbauen

	 Akzeptanz für den Energieleitungsausbau 		
	 erhöhen

	 Rahmenbedingungen für das Verteilnetz 		
	 verbessern

	 Stromgebotszonen weiter vergrößern,  
	 Liberalisierung vollenden

	 Deutsche Strompreiszone erhalten

Verwandte Themen

	 Europäische Union zukunftsfest machen

	 EU-Binnenmarkt vollenden

Ansprechpartner:
Dr. Norbert Ammann 	  089 5116-0 	  ammann@muenchen.ihk.de 
Julia Goebel 	  089 5116-0	  goebelj@muenchen.ihk.de
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Deckung des Stromverbrauchs  
in Bayern 2021

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis des bayerischen 
Energiekonzepts „Energie innovativ“

30 %
Erzeugungs-

lücke

50 % 
Regenerative
Erzeugung

20 %
Erzeugung aus 
fossilen Brenn-

stoffen 

Weitere Informationen finden  
Sie im Internet unter

 ihk-muenchen.de/europawahl
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IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick

Im internationalen Standortwettbewerb spielen moderate Steuersätze und bürokratiearme Steu-
erregeln eine wichtige Rolle. Insbesondere folgende Leitlinien für die EU sind von Bedeutung:
	 Steuerliche EU-Vorgaben mit Augenmaß umsetzen
 	 Besteuerung der Digitalwirtschaft international abstimmen
 	 Steuerliche Harmonisierung wettbewerbsfähig ausgestalten
 	 Harmonisiertes und transparentes EU-Mehrwertsteuersystem schaffen
 	 Klares „Nein“ zur Finanztransaktionssteuer

Die europäische Wirtschaft braucht für ihre vielseitigen Finanzierungsbedürfnisse stabile und 
widerstandsfähige Kreditinstitute. Damit Regulierungsmaßnahmen nicht zu Engpässen bei der 
Unternehmensfinanzierung führen, gilt bei der Finanzmarktregulierung:
 	 Verhältnismäßigkeit von Regulierungsmaßnahmen im Blick behalten
 	 Folgenabschätzungen für die Unternehmensfinanzierung verbessern 
 	 Für sichere Investitionsbedingungen sorgen

Wettbewerbsfähiges Steuerumfeld schaffen

Steuerliche EU-Vorgaben mit Augenmaß umsetzen
In den vergangenen Jahren wurden von OECD und EU zahlreiche Maßnahmen zur Eindämmung 
unerwünschter Steuergestaltungen (Anti-BEPS-Maßnahmen) beschlossen. Die Umsetzung in 
nationales Recht hat bereits begonnen (z. B. des Country-by-Country-Reportings) beziehungs-
weise steht an (ATAD I/II sowie Anzeigepflichten für Steuergestaltungen). Für hiesige Unter-
nehmen ergeben sich erhebliche Belastungen. Von EU-Seite sollte vorrangig durch einfache, 
widerspruchsfreie Regeln darauf hingewirkt werden, dass Unternehmensaktivitäten im Bin-
nenmarkt wirksam unterstützt werden. Das Augenmerk sollte auf Maßnahmen liegen, die den 
Standort fördern. Neue Lasten für die Betriebe, wie z. B. die geplante Veröffentlichungspflicht 
des Country-by-Country-Reportings, sollten, falls überhaupt notwendig, nur im umfassenden 
internationalen Konsens eingeführt werden. 

Besteuerung der Digitalwirtschaft international abstimmen
Es ist richtig, für die vielfältigen neuen digitalen Geschäftsmodelle einen Besteuerungsrahmen 
zu suchen, der Wettbewerbsverzerrungen vermeidet. Dies gilt sowohl für Ertragsteuern als 
auch indirekte Steuern wie die Umsatzsteuer. Gleichzeitig sollte aber die digitale Entwicklung in 
Deutschland und Europa nicht behindert werden. Deshalb können nur international umfassend 
abgestimmte Maßnahmen sachdienlich sein. Nationale Alleingänge, aber auch die von der 
EU-Kommission vorgeschlagene übergangsweise geltende besondere „Digitalsteuer“, bergen die 
Gefahr von Nachteilen insbesondere für die deutsche exportorientierte Wirtschaft. 

Forderungen

	 Binnenmarkt-Standort fördern

	 Neue Lasten, falls überhaupt, nur im um- 
	 fassenden internationalen Konsens einführen

Forderungen

	 Zur Sicherung des Wettbewerbs tragfähigen  
	 Besteuerungsrahmen für digitale Geschäfts- 
	 modelle suchen

	 Internationaler Konsens geboten

Auf EU-Ebene sind gerade in unruhigen Zeiten 
kluge Steuerimpulse notwendig, damit die hie-
sigen Betriebe im internationalen Wettbewerb 
gestärkt werden.

Holger Engelke, Zentralbereichsleiter Steuern, 
Munich Re, Vorsitzender des IHK-Finanz- und 
Steuerausschusses 

Nationale Besonderheiten müssen in der 
europäischen Finanzmarktregulierung stärkere 
Berücksichtigung finden. Standortvorteile, wie 
das deutsche Drei-Säulen-System, werden 
sonst unnötig infrage gestellt.

Wilfried Gerling, Vorstandsvorsitzender der 
Münchner Bank eG, Vorsitzender des IHK- 
Arbeitskreises Kreditwirtschaft

Stimmen  
der Wirtschaft 

Besteuerung und Finanzierung
wettbewerbsfähig gestalten



Steuerliche Harmonisierung wettbewerbsfähig ausgestalten
Eine einheitliche Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) kann bei sachdienlicher 
Ausgestaltung EU-weit tätige Unternehmen von Bürokratie entlasten und die Rechtssicherheit 
erhöhen. Auch wenn die Steuerbemessungsgrundlagen harmonisiert werden, sollte die Einfüh-
rung von Mindeststeuersätzen aus Wettbewerbsgründen unterbleiben. Nicht grenzüberschrei-
tend tätigen Betrieben sollten die neuen Bemessungsgrundlagen nicht aufgezwungen werden. 

Harmonisiertes und transparentes EU-Mehrwertsteuersystem schaffen 
Die derzeitigen EU-weiten Regeln sind geprägt von vielen Ausnahmen. Einheitliche Rechtsvor-
schriften mit wenigen Optionen seitens der Mitgliedstaaten müssen das Ziel sein. Nur so erhal-
ten Unternehmen, die grenzüberschreitend Lieferungen und Leistungen erbringen, Rechts- und 
Planungssicherheit. Bürokratieabbau gelingt unter Einschaltung digitaler Tools nur, wenn diese 
praktisch ausgestaltet und aktuelle Datenbanken, z. B. für Steuersätze, endlich zur Verfügung 
gestellt werden. 

Klares „Nein“ zur Finanztransaktionssteuer
Die nach wie vor geplante Finanztransaktionssteuer (FTS) belastet hauptsächlich den Mittelstand 
und die Exportwirtschaft, da sich sinnvolle Transaktionen (z. B. Absicherung operativer Risiken) 
und Altersvorsorgeprodukte verteuern. Das Ziel, die Finanzmärkte zu stabilisieren, wird durch die 
FTS nicht gelingen, zumal sie nicht umfassend international, sondern nur in zehn Mitgliedstaaten 
eingeführt werden soll. Besser wäre die zielgenaue Regulierung der Finanzmärkte.

Gute Finanzierungsbedingungen sicherstellen
Verhältnismäßigkeit europäischer und nationaler Regulierungsmaßnahmen herstellen
Eine stark mittelständisch geprägte Wirtschaft ist auf Finanzierungsexperten vor Ort angewie-
sen, die regionale Wettbewerbs- und Standortfaktoren auch über Konjunkturzyklen hinweg gut 
einschätzen können und langjährig unterstützend zur Seite stehen. Weltweit tätige Unterneh-
men benötigen zudem für komplexe Finanzdienstleistungen, bspw. zur Exportfinanzierung, für 
Absicherungsgeschäfte oder für eine Privatplatzierung, global aufgestellte Universalbanken. Breit 
aufgestellte, mittelständisch geprägte nationale Bankensektoren, wie das deutsche Drei-Säulen- 
System, haben sich als vorteilhaft für Wachstum und Beschäftigung erwiesen.

Der europäische Bankenmarkt ist durch eine Vielzahl von Faktoren unter Druck. Zudem bindet 
der immense bürokratische Aufwand diverser Regulierungsmaßnahmen Kapazitäten. Insbe-
sondere vielen kleinen, regional tätigen Banken werden überproportional hohe bürokratische 
Anforderungen aufgebürdet. Zur Ertragssicherung sind die Institute zu einem Rückbau des 
Filialgeschäfts und zu Fusionen gezwungen. In einem zunehmend oligopolistischen Bankenmarkt 
sinkt der Wettbewerb und individuelle Beratungsleistungen nehmen ab. 

Im Sinne der Proportionalität sollten Melde- und Offenlegungsvorschriften (z. B. bei AnaCredit, 
NSFR, Sanierungsplanung) auf wenige für die Finanzstabilität relevante Daten reduziert werden. 
Dabei sollte dem „collect data only once“-Prinzip gefolgt werden und Daten sollten in ange-
messener Frequenz nur einmal gebündelt gesammelt werden. Die europäische Politik sollte sich 
zudem für global einheitliche Wettbewerbsbedingungen (Level Playing Field) einsetzen, die den 
europäischen Gegebenheiten gerecht werden, keine Nachteile für die europäische Wirtschaft 
zementieren und europäische Banken nicht aus dem Markt drängen. 

Auswirkungen von Regulierungsmaßnahmen auf die Finanzierung prüfen
Der Kreditvergabespielraum sollte nicht durch weitere regulatorische Eigenkapitalanhebungen, 
bspw. bei der Umsetzung der neuen Basler Vorschläge, beeinträchtigt werden. Der praxiserprobte 
und empirisch fundierte KMU-Unterstützungsfaktor muss dauerhaft beibehalten werden. Im 
Interesse des Mittelstands sollte auf eine harte Granularitätsvorschrift von 0,2 % des Portfolios 
verzichtet werden. Dafür sollte die aktuelle Formulierung des Granularitätskriteriums beibehal-
ten werden. Da Eigenkapitalerhöhungen bei aktueller Zinssituation überwiegend nicht durch 
Gewinnthesaurierung generiert werden können, ist auf ausreichend lange Fristen zur Umsetzung 
von neuen Regelungen zu achten, um Finanzierungsengpässe zu vermeiden.

Verlässliche Rahmenbedingungen für die Investitionsplanung von Unternehmen setzen
Mögliche Ansteckungseffekte durch Staats- und Bankeninsolvenzen in der Eurozone sind ein 
Unsicherheitsfaktor. Der Abbau von Schuldenständen und notleidenden Krediten (NPLs) ist in 
den Nationalstaaten nur teilweise vollzogen, der Banken-Staaten-Nexus ist nicht vollständig 
durchbrochen. Vor Vollendung der Bankenunion mit der Einführung einer gemeinsamen Einla-
gensicherung (EDIS) müssen notwendige Reformen abgeschlossen werden, Staatsanleihen in 
den Bankenbilanzen schrittweise risikogerecht mit Eigenkapital unterlegt und die Bestände an 
notleidenden Krediten in den betroffenen Mitgliedstaaten entschlossen zurückgeführt werden.

BESTEUERUNG UND FINANZIERUNG WETTBEWERBSFÄHIG GESTALTEN

Forderungen

	 Mix aus Harmonisierung und Wettbewerb

	 GKKB als Chance – kein Mindeststeuersatz

Forderungen

	� Stärkung von harmonisierten und  
transparenten Umsatzsteuer-Regeln 

	 Schaffung praktikabler digitaler Tools

Forderungen

	 Finanztransaktionssteuer zur Stabilisierung  
	 von Finanzmärkten ungeeignet

	 Besser: zielgenaue Regulierung

Forderungen

	 Finanzmarktregulierung darf nicht zu ein- 
	 schneidenden strukturellen Veränderungen  
	 im Bankenwesen führen 

	� Proportionalität: Eine Überprüfung der  
derzeitigen Regulierung auf vermeidbaren  
bürokratischen Aufwand soll das Gleich- 
gewicht zwischen Risiko und Regulierungs- 
intensität wiederherstellen 

	 Melde- und Offenlegungsvorschriften  
	 insbesondere für kleinere Institute müssen 		
	 reduziert werden

	 Die Wettbewerbsfähigkeit europäischer  
	 Institute muss erhalten bleiben

Forderungen

	 Basel IV: KMU-Faktor und aktuelle Formulie-		
	 rung des Granularitätskriteriums beibehalten 

	 Altlasten vor Einführung einer gemeinsamen 		
	 Einlagensicherung beseitigen 

Verwandte Themen

	 Digitalen Binnenmarkt realisieren

	 Brexit – Planungssicherheit schaffen

	 Verantwortungsvolles Wirtschaften fördern  
	

Ansprechpartner:
Besteuerung: Martin Clemens	  089 5116-0  	  clemens@muenchen.ihk.de
Finanzierung: Claudia Schlebach	  089 5116-0 	  schlebach@muenchen.ihk.de
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IHK-Positionen zur Europawahl 2019

Auf einen Blick	
Die Ziele der Agenda 2030 der Vereinten Nationen (VN) lassen sich nur gesamtgesellschaftlich 
erreichen. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sind gefordert, ihre Potenziale zu bündeln und 
gemeinsam zukunftsweisende Ideen und Lösungsansätze zu entwickeln. Für Unternehmen be-
deutet dies insbesondere, die Auswirkung ihrer Geschäftstätigkeit auf Gesellschaft und Umwelt 
stärker in den Blick zu nehmen. Verantwortliches Wirtschaften in der Tradition des Ehrbaren 
Kaufmanns ist für den Großteil der oftmals familiengeführten Unternehmen in Bayern seit 
jeher selbstverständlich. Für die europäische Politik gilt es, Rahmenbedingungen zu schaffen, 
die ökonomisch, ökologisch und sozial verantwortliches, das heißt nachhaltiges Wirtschaften in 
einer immer vernetzteren Welt unterstützen: 
 	� Gemeinsam vorangehen: Verantwortungspartnerschaft für nachhaltige Lieferketten 

stärken
 	 Neue Maßstäbe setzen: Nachhaltigkeit als Leitbild in der Finanzbranche etablieren 
 	� Unternehmen fördern und nicht überfordern: Komplexität der CSR-Berichterstattung 

praktikabel halten

Gemeinsam vorangehen: Verantwortungspartnerschaft 
für nachhaltige Lieferketten stärken

Die verantwortungsvolle Gestaltung von Liefer- und Wertschöpfungsketten kann einen 
wesentlichen Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung leisten und erfordert die gemeinsame 
Anstrengung aller gesellschaftlichen Akteure. Im Sinne einer Verantwortungspartnerschaft 
müssen Staaten ihre völkerrechtlich verankerte Aufgabe wahrnehmen, Sozial- und Umweltstan-
dards durchzusetzen und Menschenrechte zu schützen. Das gilt auch für Entwicklungs- und 
Schwellenländer. Die Möglichkeiten der Einflussnahme von Unternehmen auf die Zulieferketten 
variieren je nach Unternehmensgröße und -struktur, Branche und Marktposition stark. Gerade 
kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) haben oftmals nur begrenzten Einfluss und 
Kontrollmöglichkeiten auf die Einhaltung von Sozial- und Umweltstandards vor Ort. 

Unternehmen unterstützen und CSR-Kompetenzen fördern
Die EU sollte Unternehmen, insbesondere KMU, bei der Wahrnehmung ihrer menschenrecht- 
lichen Sorgfalt unterstützen. Dies kann durch Informationen zu Menschenrechtsrisiken, z. B. 
über den Europäischen Auswärtigen Dienst (EEAS), durch Angebote zur Entwicklung von Kom-
petenzen und Know-how sowie durch entsprechende Fördermittel geschehen. Die EU sollte auf 
eine kohärente Umsetzung der nationalen Aktionspläne für Wirtschaft und Menschenrechte in 
den Mitgliedstaaten achten. Zudem sollte sich die EU gemeinsam mit internationalen Organi-
sationen wie den VN, der ILO und der OECD in multilateralen Foren weiterhin für nachhaltige 
Lieferketten einsetzen, um global auf die Angleichung der Wettbewerbsbedingungen für Unter-
nehmen hinzuwirken. Die staatliche Verantwortung zum Schutz der Menschenrechte darf dabei 
weder in den Gaststaaten noch von Europa aus auf die Unternehmen übertragen werden. 

Forderungen

	� Auf kohärente Umsetzung der nationalen 
Aktionspläne Wirtschaft & Menschenrechte 
hinwirken

	� Informationen zu Menschenrechtsrisiken 
bereitstellen 

	� Fördermittel für Unternehmen und  
Brancheninitiativen zur Förderung nach- 
haltiger Lieferketten bereitstellen

Europa zählt heute zu den leistungsstärksten 
Standorten weltweit. Es gibt jedoch keine 
Garantie für den zukünftigen Erfolg. Dafür 
ist neben hoher Qualität zunehmend auch 
Nachhaltigkeit ein entscheidendes Kriterium. 
Als Unternehmer haben wir die Möglichkeit, 
in diesem Feld Standards zu setzen und die 
Zukunftsfähigkeit der Region zu steigern.

Dr. Eberhard Sasse,  
Vorstand der Dr. Sasse AG, München,  
Präsident der IHK für München und Oberbayern

Stimme  
der Wirtschaft 

Verantwortungsvolles
Wirtschaften fördern

Zentrale Leitlinien für politisches Handeln 
aus Sicht der Unternehmen  
(n=1.028, Mehrfachnennungen möglich)

Quelle: BIHK-Umfrage „Verantwortungsvolles  
Wirtschaften in Bayern“, Juni 2018

Verlässlichkeit 
politischen Handelns

Freiräume für unter- 
nehmensspezifische 

Verantwortung

65 % 58 %



Neue Maßstäbe setzen: Nachhaltigkeit als Leitbild in der 
Finanzbranche etablieren

Nachhaltigkeit im Finanzsektor etablieren
Der Aktionsplan der Europäischen Kommission zur Finanzierung von nachhaltigem Wachstum 
zielt insbesondere darauf ab, Kapitalflüsse auf nachhaltige Investitionen umzulenken sowie lang-
fristige Orientierung und Transparenz in der Finanz- und Wirtschaftstätigkeit zu fördern. ​ 
Er ist damit ein wichtiger Schritt hin zu einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Agenda 
2030 sowie der Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens. Die geforderte Tiefe bei der 
Prüfung von Wertschöpfungsketten auf Nachhaltigkeitskriterien sollte jedoch den regulatorisch 
bedingten Aufwand der Finanzinstitute sowie die Offenlegungspflichten von Nachhaltigkeits
informationen von Unternehmen nicht zusätzlich belasten. Denn hinzukommende Prüf-,  
Dokumentations- und Meldepflichten von Nachhaltigkeitskriterien binden Personal und Kapital 
unverhältnismäßig und könnten zu Engpässen in der Unternehmensfinanzierung führen. 
Hierunter fällt auch, dass der Aufwand von Berichts- und Dokumentationspflichten in Bera-
tungsgesprächen nicht noch weiter zunehmen darf. Gleichwohl bietet die Berücksichtigung 
von Nachhaltigkeitskriterien der Finanzwirtschaft die Möglichkeit, das Thema Nachhaltigkeit als 
Chance für Marktansprache und Wachstum zu nutzen.

Zielkonflikte thematisieren und auf bestehenden Initiativen aufbauen
Um Kapitalströme hin zu einer nachhaltigen Entwicklung zu lenken, ist zunächst ein gemein
sames Grundverständnis von Nachhaltigkeit und nachhaltigen Finanzprodukten wichtig.  
Die EU-Kommission sollte bei der Entwicklung einer gemeinsamen Taxonomie auf bestehende 
Initiativen aus den Mitgliedsländern aufbauen und auch Zielkonflikte der Nachhaltigkeit offen 
ansprechen und thematisieren. Zudem kommt den Regierungen der Mitgliedstaaten bei der  
Förderung von nachhaltiger Finanzierung eine wichtige Vorbildfunktion zu. So sollten die 
Mitgliedstaaten in die Pflicht genommen werden, Nachhaltigkeitskriterien bei der Anlage von 
staatlichen Fonds, Pensionsgeldern und Sondervermögen stärker zu berücksichtigen, um der 
Wirtschaft eine eindeutige Orientierung zu geben. Ein „Green Supporting Faktor“, d. h. eine  
reduzierte regulatorische Eigenkapitalunterlegung für nachhaltige Finanzprodukte, ist abzuleh-
nen, solange ein geringeres Risiko für nachhaltige Vermögenswerte nicht tatsächlich messbar 
und nachweisbar ist.

Unternehmen fördern und nicht überfordern: Komplexität 
der CSR-Berichterstattung praktikabel halten

CSR-Richtlinie stellt kleine und große Unternehmen vor Herausforderungen
Die CSR-Richtlinie der EU hat Berichterstattungspflichten von nicht finanziellen Informationen 
eingeführt. Von der Berichtspflicht sind nicht nur große Unternehmen betroffen, sondern durch 
den Kaskadeneffekt auch KMU, die als Zulieferbetriebe zur Erhebung von nicht finanziellen  
Informationen – oftmals nach unterschiedlichen Standards und Formaten – aufgefordert 
werden. Wesentliche Themen und Risiken müssen identifiziert und entsprechende Management-
konzepte und Kennzahlen berichtet werden. Eine erste Evaluierung zeigt, dass deutsche Unter-
nehmen die neuen Regeln unterschiedlich umsetzen und damit den gesetzlichen Spielraum für 
anzuwendende Berichtsstandards und -formate nutzen. Gleichzeitig beklagen eine Vielzahl von 
Unternehmen mit begrenzten Ressourcen einen Mehraufwand durch fehlende Standardisierung. 
Dennoch wird bereits eine Ausweitung der nicht finanziellen Berichtspflichten erwogen. 

Anforderungen und Bedürfnisse insbesondere von KMU im Blick behalten 
Bei der Bewertung und Überarbeitung der CSR-Richtlinie gilt es, zu hinterfragen, inwiefern eine 
Ausweitung der Berichtspflicht zielführend ist. Es gilt, klare, verlässliche und der Unternehmens-
größe angemessene Berichtspflichten zu schaffen, die ausreichend Zeit für die Implementierung 
der eigentlichen Maßnahmen lassen. Insbesondere den Anforderungen und Bedürfnissen von 
KMU, die als Zulieferbetriebe zur Offenlegung von Nachhaltigkeitsinformationen aufgefordert 
werden, ist dabei Rechnung zu tragen. Um Unternehmen nicht mit zusätzlichem Verwaltungs-
aufwand zu belasten, sollte auf etablierten Standards wie dem Global Reporting Index (GRI) und 
dem Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) aufgebaut werden. Unterschiedliche Berichts- und 
Nachweispflichten, wie beispielsweise zu CSR, Menschenrechten und Konfliktmineralien, sollten 
dabei stärker verzahnt werden. Die Möglichkeiten der Digitalisierung und integrierten Bericht- 
erstattung sollten in diesem Kontext zudem verstärkt aufgezeigt und gefördert werden.

VERANTWORTUNGSVOLLES WIRTSCHAFTEN FÖRDERN

Forderungen

	� Keine reduzierte Eigenkapitalunterlegung für 
nachhaltige Finanzprodukte einführen – die 
Kapitalunterlegung muss risikoadäquat 
erfolgen

	� Verzicht auf unverhältnismäßige Dokumen- 
tations- und Meldepflichten, z. B. in der An- 
lageberatung und bei Berichtspflichten

	� Vorbildfunktion von staatlichen Fonds,  
Pensionsgeldern und Sondervermögen 
stärken

Verwandte Themen

	 Europäische Union zukunftsfest machen

	 Handelspolitik mit Weitsicht betreiben

	 Europas Mobilität verbessern

	 Fachkräfte sichern

	� Besteuerung und Finanzierung wettbewerbs-
fähig gestalten

Ansprechpartnerinnen:
Gertrud Oswald 	  089 5116-0 	  oswald@muenchen.ihk.de
Dr. Henrike Purtik 	  089 5116-0 	  purtik@muenchen.ihk.de
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Forderungen

	� Praktikable Nachweispflichten entwickeln und 
unnötige Bürokratie vermeiden

	� Stärkere Verzahnung der Berichts- und Nach- 
weispflichten einführen, auf Doppelungen ver-
zichten, auf bestehende Standards aufbauen 

	� Möglichkeiten der Digitalisierung und  
integrierten Berichterstattung aufzeigen

Weitere Informationen finden  
Sie im Internet unter

 ihk-muenchen.de/europawahl

http://ideenmuehle.com
http://www.ihk-muenchen.de/europawahl/
mailto:oswald%40muenchen.ihk.de?subject=
mailto:purtik%40muenchen.ihk.de?subject=
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